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Kunstvoll wie die Natur

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

scharfe Küchenmesser im Haushalt wie-
der. Aber auch in der Medizin werden sie
verwendet, als künstliche Hüftgelenke
beispielsweise. 
Den Grundstein für die Entwicklung der
Keramiken legte Johann Friedrich Bött-
ger, als er 1708 am Sächsischen Hof das
Porzellan erfand. Auf der Suche nach 
einem Herstellungsverfahren für Gold
entdeckte er das „Weiße Gold“ – eine
Bezeichnung, die sich in den folgenden
Jahrzehnten und Jahrhunderten immer
deutlicher als passend erwies. Auch in
der Zahnheilkunde machte sich dieser
Werkstoff recht bald nützlich: Mit der

Entwicklung der industriellen Glaskeramik
aus Porzellan konnten 1857 die ersten
Keramikfüllungen (Inlay) zur Versorgung
kariöser Zähne eingesetzt werden.

Wer denkt beim Stichwort Keramik an
Blumentöpfe, Waschbecken, preiswertes
Geschirr? – Sicher die meisten.
Aber damit tut man dem Werkstoff Un-
recht. Er kann viel, viel mehr! 
Moderne Hochleistungskeramiken haben
sich längst im Alltag etabliert. So wird
der „keramische Stahl“ unter anderem
zur Anfertigung von Keramikbremsschei-
ben an Sportwagen, Turbinenschlaufen
im Turbolader, Abgaskatalysatoren, 
Hitzeschild-Kacheln am Space Shuttle,
Keramikdichtscheiben in Wasserhähnen
usw. herangezogen. Nicht zuletzt finden
wir die modernen Keramiken als immer

Keramik in der Zahnheilkunde 

Wer würde nicht denken, dass es sich um
natürliche Zähne handelt, wenn er die-
ses Bild betrachtet? Tatsächlich ist es 
eine vollkeramische Brücke. Dank der
Kunst des Zahntechnikers, der individu-
elle Besonderheiten der natürlichen
Zahnfarbe und -gestalt des Patienten
auf den Zahnersatz übertragen hat,
sieht man den Unterschied nicht.
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Zahnerhalt oder Implantat?

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Deutschland pro Jahr mit Implantaten
versorgt wurden, so erhöhte sich die
Anzahl der gesetzten Implantate 
20 Jahre später im Jahre 2000 bereits
auf 330.000. Im Jahre 2003 waren es
schon 450.000 Implantate und gegen-
wärtig ist die Zahl in Deutschland bei
fast einer Million pro Jahr angelangt. 
Zahnimplantationen benötigen gewisse
Voraussetzungen und können daher
nicht immer nur als das Mittel der Wahl
angesehen werden. Gerade durch die
Weiterentwicklung verschiedenster an-
derer Behandlungsmethoden und durch
die Verbesserung der in der Zahnmedi-
zin verwendeten Materialien können

natürliche Zähne auch besser und lang-
fristiger erhalten werden. Ziel dieses
ZahnRates ist es, Ihnen Voraussetzun-
gen und eventuelle Alternativen für
zahnärztliche Implantate vorzustellen.
Die Entscheidung, ob ein kranker Zahn
behandelt und somit gerettet oder ent-
fernt werden sollte, basiert immer auf
der Ursache der Erkrankung des Zahnes.
Die Hauptursachen einer Zahnentfer-
nung sind entweder eine Entzündung
des Zahnhalteapparates, eine tiefe Zer-
störung des Zahnes durch Karies oder
wenn ein Zahn durch einen Unfall so
verletzt ist, dass er nicht mehr zu er-
halten ist.

Zahnärztliche Implantate haben sich
als künstliche Zahnwurzeln im Laufe 
ihrer Entwicklung vom einstigen Ret-
tungsanker zu einem inzwischen wich-
tigen Therapeutikum entwickelt. Sie
dienen der Abstützung von Zahnersatz,
der Stabilisierung der Restbezahnung
und vorbeugend auch dem Erhalt von
Knochenstrukturen. Darüber hinaus
wird das körperliche Wohlbefinden der
Patienten mit wiederhergestellter Kau-
und Sprachfunktion wesentlich stabi-
lisiert. 
Bei immer mehr Patienten werden heute
Zahnimplantate eingesetzt. Waren es
1980 nur rund 5.000 Patienten, die in
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Gesunder Mund – gesunder Körper?

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Erkran-
kungen des Atemwegssystems, Früh-
geburten und untergewichtige Neu-

geborene, Osteoporose und Stress.
Gesunder Mund – gesunder Körper. Le-
sen Sie mehr dazu in diesem ZahnRat!

Schon lange therapiert der Zahnarzt
nicht nur Zahn-, sondern auch Mund-
erkrankungen. Die Beurteilung von Mund-
schleimhaut, Lippen und Zunge (Krebs-
vorsorge; vor allem bei Rauchern), die
Kontrolle der Kiefergelenke auf Fehl-
funktionen, die Wangen- und Mund-
bodeninspektion zum Ausschluss der
Bildung von Speichelsteinen, die Fest-
stellung von Zahnwanderungen und da-
durch entstehende Fehlbelastungen ge-
hören zu seinem Aufgabenspektrum.

Das Spektrum erweitert sich seit Jahr-
zehnten durch neue Erkenntnisse im
Sinne der oralen Medizin. Hierzu gehört
die allgemeinmedizinische Vorsorge auf
der Basis der Kenntnis von Allgemein-
erkrankungen und deren Wechselwir-
kungen mit dem Mundgesundheitszu-
stand. Hierbei gewinnt die orale Medi-
zin bei alten und behinderten Men-
schen immer mehr an Bedeutung.
Heute  ist die Alterszahnmedizin ge-
nauso wichtig wie die Altersmedizin.

Eine besondere Rolle bei den Mund-
erkrankungen spielen die Erkrankungen
des Zahnhalteapparates, die mit dem
Überbegriff „Parodontitis“ zusammenge-
fasst werden. Ihre Erscheinungsformen
und ihre Wechselwirkungen mit anderen
Erkrankungen in unserem Körper (syste-
mische Erkrankungen) sind so vielfältig,
dass heute schon von der „Parodontalen
Medizin“ gesprochen wird.

Dieser Begriff bezieht sich vor allem
auf die Wechselbeziehungen zwischen
parodontalen und systemischen Er-
krankungen. Betroffen sind nach heuti-
gen Erkenntnissen Diabetes mellitus,
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Der immobile mundgesunde Patient

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Nützliche Tipps für Pflegepersonal, pflegende Angehörige, aber auch noch selbst aktive Senioren

können) oder dass ihre Zähne eine 
verständliche Aussprache möglich ma-
chen. Aus zahnmedizinischer Sicht er-
geben sich für Pflegende unter ande-
rem folgende Problembereiche:

• Es besteht ein hohes Risiko, Karies
an den noch vorhandenen eigenen
Zähnen zu bekommen oder am Zahn-
halteapparat (Parodontose) zu er-
kranken.

• Die Mundhöhle ist die Hauptein-
trittspforte für Bakterien, welche
durch Einatmen oder eine entzünde-
te Mundschleimhaut in die Blut-
bahn gelangen und so zu Allgemein-
erkrankungen führen können.

• Pflegbedürftige Menschen können
zahnärztliche Praxen oft nicht mehr
selbst aufsuchen.

Eine strukturierte zahnmedizinische
Betreuung in Alteneinrichtungen ist
eine Lösung. Auch das Wissen um die
Gefahren einer schlechten Mundge-
sundheit ist beim Pflegepersonal 
unbedingt zu verbessern. Auf den fol-
genden Seiten stellen wir Ihnen ver-
schiedene vorbeugende Maßnahmen
sowie Behandlungsmöglichkeiten vor.
Auch rechtliche Aspekte werden wir für
Sie beleuchten. Doch alles funktioniert
nur, wenn alle Partner an einem Strang
ziehen – bitte machen Sie mit!

Sie gehören zu den Senioren, fühlen
sich noch fit, aber Ihre Hände gehor-
chen Ihnen nicht mehr so wie früher?
Sie benötigen dauerhaft Hilfe?

Für Sie oder pflegende Familienmit-
glieder oder Pflegemitarbeiter ist die-
ser ZahnRat gedacht. Wir möchten da-
mit Ihr Augenmerk auf einen gesunden
Mund lenken, weil damit ein hohes
Maß an Lebensqualität verbunden ist.
Menschen mit normalem Alterungspro-
zess, zunehmender Pflegebedürftig-
keit, aber auch mit Demenz gehören zu
unserem Alltag. Dennoch wünschen
wir ihnen, dass sie noch Lust auf gutes
Essen haben (und dies auch beißen
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Teeth & Teens: Zähne in den Zehnern

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Schlechte Zähne sind voll uncool.
Sagt Markus, 16. Recht hat er damit!
Aber wie weiter?

In diesem ZahnRat kann jeder, der
zwischen 12 und 19 Jahre alt ist, 
etwas über seine Zähne erfahren:
wie sie beschaffen sind, was ihnen
nützt, was sie gefährdet, wie sie 
schöner werden und wie man sie
pflegt. Wer Bescheid weiß, hat schon
halb gewonnen. Dann muss man sich

Übrigens: Dieses Heft kann man
auf den Kopf stellen und vielleicht
doch den Eltern zeigen.
Es stehen ein paar Tipps drin, die
auch für sie interessant sind.

nur noch durchringen, tatsächlich
etwas zu tun. Oder manches zu las-
sen. Je nachdem. Kein Problem,
wenn man es wirklich will.

Wer nach dem Lesen noch Fragen
hat, kann zu seinen Eltern gehen. 
Ist auch uncool? Gut, also zum Zahn-
arzt, der hat die meiste Ahnung zum
Thema. Zweimal im Jahr soll man 
sowieso auf dem Behandlungsstuhl
sitzen, und sei es nur, um nachse-

hen zu lassen, ob alles noch in Ord-
nung ist.
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Implantate: Wann? Wie? Wo? Wer?

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Was ist Implantologie?
Die zahnärztliche Implantologie ist die
Wissenschaft, die sich mit den Werk-
stoffen, den Operationsmethoden und
der Gestaltung des Zahnersatzes auf
Implantaten beschäftigt. Im weiteren
Sinne gehört dazu auch die Entwicklung
von Methoden, den Knochen und das
Zahnfleisch zu ersetzen, wenn diese im
Laufe der Zeit verloren gegangen sind.

Was sind Implantate?
Das zahnärztliche Implantat ist ein dü-
belartiger Formkörper, der anstelle einer
Zahnwurzel in den Knochen einge-
schraubt wird und der Befestigung von
Zahnersatz dient. Das kann eine einzel-
ne Zahnkrone sein, aber auch eine
Brücke oder eine abnehmbare Prothese.

Inhalt:

� Wer implantiert?
� Wann wird implantiert?

� Wann sind Implantate sinnvoll?
� Wann sind Implantate nicht

möglich?

� Chirurgische Behandlung
� Prothetische Behandlung
� Nachsorge und Recall

� Einzelzahnersatz
� Zahngruppenersatz
� Versorgung (nahezu) zahnloser

Kiefer
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Kunstvoll wie die Natur

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

scharfe Küchenmesser im Haushalt wie-
der. Aber auch in der Medizin werden sie
verwendet, als künstliche Hüftgelenke
beispielsweise. 
Den Grundstein für die Entwicklung der
Keramiken legte Johann Friedrich Bött-
ger, als er 1708 am Sächsischen Hof das
Porzellan erfand. Auf der Suche nach 
einem Herstellungsverfahren für Gold
entdeckte er das „Weiße Gold“ – eine
Bezeichnung, die sich in den folgenden
Jahrzehnten und Jahrhunderten immer
deutlicher als passend erwies. Auch in
der Zahnheilkunde machte sich dieser
Werkstoff recht bald nützlich: Mit der

Entwicklung der industriellen Glaskeramik
aus Porzellan konnten 1857 die ersten
Keramikfüllungen (Inlay) zur Versorgung
kariöser Zähne eingesetzt werden.

Wer denkt beim Stichwort Keramik an
Blumentöpfe, Waschbecken, preiswertes
Geschirr? – Sicher die meisten.
Aber damit tut man dem Werkstoff Un-
recht. Er kann viel, viel mehr! 
Moderne Hochleistungskeramiken haben
sich längst im Alltag etabliert. So wird
der „keramische Stahl“ unter anderem
zur Anfertigung von Keramikbremsschei-
ben an Sportwagen, Turbinenschlaufen
im Turbolader, Abgaskatalysatoren, 
Hitzeschild-Kacheln am Space Shuttle,
Keramikdichtscheiben in Wasserhähnen
usw. herangezogen. Nicht zuletzt finden
wir die modernen Keramiken als immer

Keramik in der Zahnheilkunde 

Wer würde nicht denken, dass es sich um
natürliche Zähne handelt, wenn er die-
ses Bild betrachtet? Tatsächlich ist es 
eine vollkeramische Brücke. Dank der
Kunst des Zahntechnikers, der individu-
elle Besonderheiten der natürlichen
Zahnfarbe und -gestalt des Patienten
auf den Zahnersatz übertragen hat,
sieht man den Unterschied nicht.
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Zahnerhalt oder Implantat?

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Deutschland pro Jahr mit Implantaten
versorgt wurden, so erhöhte sich die
Anzahl der gesetzten Implantate 
20 Jahre später im Jahre 2000 bereits
auf 330.000. Im Jahre 2003 waren es
schon 450.000 Implantate und gegen-
wärtig ist die Zahl in Deutschland bei
fast einer Million pro Jahr angelangt. 
Zahnimplantationen benötigen gewisse
Voraussetzungen und können daher
nicht immer nur als das Mittel der Wahl
angesehen werden. Gerade durch die
Weiterentwicklung verschiedenster an-
derer Behandlungsmethoden und durch
die Verbesserung der in der Zahnmedi-
zin verwendeten Materialien können

natürliche Zähne auch besser und lang-
fristiger erhalten werden. Ziel dieses
ZahnRates ist es, Ihnen Voraussetzun-
gen und eventuelle Alternativen für
zahnärztliche Implantate vorzustellen.
Die Entscheidung, ob ein kranker Zahn
behandelt und somit gerettet oder ent-
fernt werden sollte, basiert immer auf
der Ursache der Erkrankung des Zahnes.
Die Hauptursachen einer Zahnentfer-
nung sind entweder eine Entzündung
des Zahnhalteapparates, eine tiefe Zer-
störung des Zahnes durch Karies oder
wenn ein Zahn durch einen Unfall so
verletzt ist, dass er nicht mehr zu er-
halten ist.

Zahnärztliche Implantate haben sich
als künstliche Zahnwurzeln im Laufe 
ihrer Entwicklung vom einstigen Ret-
tungsanker zu einem inzwischen wich-
tigen Therapeutikum entwickelt. Sie
dienen der Abstützung von Zahnersatz,
der Stabilisierung der Restbezahnung
und vorbeugend auch dem Erhalt von
Knochenstrukturen. Darüber hinaus
wird das körperliche Wohlbefinden der
Patienten mit wiederhergestellter Kau-
und Sprachfunktion wesentlich stabi-
lisiert. 
Bei immer mehr Patienten werden heute
Zahnimplantate eingesetzt. Waren es
1980 nur rund 5.000 Patienten, die in
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Gesunder Mund – gesunder Körper?

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Erkran-
kungen des Atemwegssystems, Früh-
geburten und untergewichtige Neu-

geborene, Osteoporose und Stress.
Gesunder Mund – gesunder Körper. Le-
sen Sie mehr dazu in diesem ZahnRat!

Schon lange therapiert der Zahnarzt
nicht nur Zahn-, sondern auch Mund-
erkrankungen. Die Beurteilung von Mund-
schleimhaut, Lippen und Zunge (Krebs-
vorsorge; vor allem bei Rauchern), die
Kontrolle der Kiefergelenke auf Fehl-
funktionen, die Wangen- und Mund-
bodeninspektion zum Ausschluss der
Bildung von Speichelsteinen, die Fest-
stellung von Zahnwanderungen und da-
durch entstehende Fehlbelastungen ge-
hören zu seinem Aufgabenspektrum.

Das Spektrum erweitert sich seit Jahr-
zehnten durch neue Erkenntnisse im
Sinne der oralen Medizin. Hierzu gehört
die allgemeinmedizinische Vorsorge auf
der Basis der Kenntnis von Allgemein-
erkrankungen und deren Wechselwir-
kungen mit dem Mundgesundheitszu-
stand. Hierbei gewinnt die orale Medi-
zin bei alten und behinderten Men-
schen immer mehr an Bedeutung.
Heute  ist die Alterszahnmedizin ge-
nauso wichtig wie die Altersmedizin.

Eine besondere Rolle bei den Mund-
erkrankungen spielen die Erkrankungen
des Zahnhalteapparates, die mit dem
Überbegriff „Parodontitis“ zusammenge-
fasst werden. Ihre Erscheinungsformen
und ihre Wechselwirkungen mit anderen
Erkrankungen in unserem Körper (syste-
mische Erkrankungen) sind so vielfältig,
dass heute schon von der „Parodontalen
Medizin“ gesprochen wird.

Dieser Begriff bezieht sich vor allem
auf die Wechselbeziehungen zwischen
parodontalen und systemischen Er-
krankungen. Betroffen sind nach heuti-
gen Erkenntnissen Diabetes mellitus,
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Der immobile mundgesunde Patient

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Nützliche Tipps für Pflegepersonal, pflegende Angehörige, aber auch noch selbst aktive Senioren

können) oder dass ihre Zähne eine 
verständliche Aussprache möglich ma-
chen. Aus zahnmedizinischer Sicht er-
geben sich für Pflegende unter ande-
rem folgende Problembereiche:

• Es besteht ein hohes Risiko, Karies
an den noch vorhandenen eigenen
Zähnen zu bekommen oder am Zahn-
halteapparat (Parodontose) zu er-
kranken.

• Die Mundhöhle ist die Hauptein-
trittspforte für Bakterien, welche
durch Einatmen oder eine entzünde-
te Mundschleimhaut in die Blut-
bahn gelangen und so zu Allgemein-
erkrankungen führen können.

• Pflegbedürftige Menschen können
zahnärztliche Praxen oft nicht mehr
selbst aufsuchen.

Eine strukturierte zahnmedizinische
Betreuung in Alteneinrichtungen ist
eine Lösung. Auch das Wissen um die
Gefahren einer schlechten Mundge-
sundheit ist beim Pflegepersonal 
unbedingt zu verbessern. Auf den fol-
genden Seiten stellen wir Ihnen ver-
schiedene vorbeugende Maßnahmen
sowie Behandlungsmöglichkeiten vor.
Auch rechtliche Aspekte werden wir für
Sie beleuchten. Doch alles funktioniert
nur, wenn alle Partner an einem Strang
ziehen – bitte machen Sie mit!

Sie gehören zu den Senioren, fühlen
sich noch fit, aber Ihre Hände gehor-
chen Ihnen nicht mehr so wie früher?
Sie benötigen dauerhaft Hilfe?

Für Sie oder pflegende Familienmit-
glieder oder Pflegemitarbeiter ist die-
ser ZahnRat gedacht. Wir möchten da-
mit Ihr Augenmerk auf einen gesunden
Mund lenken, weil damit ein hohes
Maß an Lebensqualität verbunden ist.
Menschen mit normalem Alterungspro-
zess, zunehmender Pflegebedürftig-
keit, aber auch mit Demenz gehören zu
unserem Alltag. Dennoch wünschen
wir ihnen, dass sie noch Lust auf gutes
Essen haben (und dies auch beißen
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Teeth & Teens: Zähne in den Zehnern

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Schlechte Zähne sind voll uncool.
Sagt Markus, 16. Recht hat er damit!
Aber wie weiter?

In diesem ZahnRat kann jeder, der
zwischen 12 und 19 Jahre alt ist, 
etwas über seine Zähne erfahren:
wie sie beschaffen sind, was ihnen
nützt, was sie gefährdet, wie sie 
schöner werden und wie man sie
pflegt. Wer Bescheid weiß, hat schon
halb gewonnen. Dann muss man sich

Übrigens: Dieses Heft kann man
auf den Kopf stellen und vielleicht
doch den Eltern zeigen.
Es stehen ein paar Tipps drin, die
auch für sie interessant sind.

nur noch durchringen, tatsächlich
etwas zu tun. Oder manches zu las-
sen. Je nachdem. Kein Problem,
wenn man es wirklich will.

Wer nach dem Lesen noch Fragen
hat, kann zu seinen Eltern gehen. 
Ist auch uncool? Gut, also zum Zahn-
arzt, der hat die meiste Ahnung zum
Thema. Zweimal im Jahr soll man 
sowieso auf dem Behandlungsstuhl
sitzen, und sei es nur, um nachse-

hen zu lassen, ob alles noch in Ord-
nung ist.
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Implantate: Wann? Wie? Wo? Wer?

Patientenzeitung der Zahnärzte
in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen

Was ist Implantologie?
Die zahnärztliche Implantologie ist die
Wissenschaft, die sich mit den Werk-
stoffen, den Operationsmethoden und
der Gestaltung des Zahnersatzes auf
Implantaten beschäftigt. Im weiteren
Sinne gehört dazu auch die Entwicklung
von Methoden, den Knochen und das
Zahnfleisch zu ersetzen, wenn diese im
Laufe der Zeit verloren gegangen sind.

Was sind Implantate?
Das zahnärztliche Implantat ist ein dü-
belartiger Formkörper, der anstelle einer
Zahnwurzel in den Knochen einge-
schraubt wird und der Befestigung von
Zahnersatz dient. Das kann eine einzel-
ne Zahnkrone sein, aber auch eine
Brücke oder eine abnehmbare Prothese.
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� Wann wird implantiert?

� Wann sind Implantate sinnvoll?
� Wann sind Implantate nicht

möglich?

� Chirurgische Behandlung
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� Nachsorge und Recall

� Einzelzahnersatz
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� Versorgung (nahezu) zahnloser
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Sehr geehrte Kolleginnen,
sehr geehrte Kollegen,

Sammeln kann zur Leidenschaft wer-
den, in ganz schlimmen Fällen sogar 
zur Sucht ausarten. Im privaten Be-
reich ist das Sammeln sicherlich in 
den meisten Fällen vertretbar. Was 
unser Metier betrifft, kann ich dem 
nicht unbedingt zustimmen. Seit 
Jahrzehnten müssen wir uns im Be-
reich der gesetzlichen Krankenver-
sicherung mit Reformen mit den un-
terschiedlichsten Titeln auseinander 
setzen. Man kann schon sagen, in den 
letzten 20 Jahren konnten wir „Soli-
daritäts-, Wettbewerbsgesetze“ sam-
meln. Jedes Mal allerdings mit nicht 
abschließenden Regelungen und mit 
handwerklichen Unzulänglichkeiten, 
und es war wahrlich nicht einfach, 
aus den vorliegenden Werken ein re-
lativ verträgliches Arbeitswerkstück 
zu formen.

So lag im Jahr 2005 das Koalitions-
papier der CDU/CSU und SPD vor 
und diesem war u. a. zu entnehmen, 
dass eine Versicherungspflicht für 
alle Bürger eingeführt werden soll, 
Beamte und Selbstständige sollen ein 
Wahlrecht zwischen gesetzlicher und 
privater Krankenversicherung erhal-
ten. Darüber hinaus war vorgesehen, 
dass eine Behandlungspflicht für Bei-
hilfeberechtigte und Standardtarifver-
sicherte geschaffen werden soll. Der 
Standardtarif sollte dann wiederum 
abgesenkte Gebührensätze beinhal-
ten. Ach ja, der Wettbewerb sollte 
auch weiter forciert werden.

Ende 2006 lag dann die große „klei-
ne“ Gesundheitsreform mit dem 
GKV-Vertragsarztrechtsänderungs-
gesetz (GKV-VändG) auf dem Tisch 
und wurde zum 1. Januar 2007 un-
sere neue Arbeitsgrundlage. Darü-
ber hinaus mussten wir uns mit dem 
Entwurf des GKV-Wettbewerbsstär-
kungsgesetzes auseinandersetzen. Es 
war eine spannende Zeit für uns als 
Vorstand. So hatten wir im Laufe der 
Beratungen des GKV-VändG häufig 
Gespräche mit Bundestagsabgeord-
neten zum Thema Angleichung der 
vertragszahnärztlichen Vergütung Ost 
an West. Seinerzeit war es uns ge-
lungen, Bundestagsabgeordnete aus 
Mecklenburg-Vorpommern, die den 
verschiedensten Parteien angehören, 

zu einem gemeinsamen Gespräch in 
die Kassenzahnärztliche Vereinigung 
einzuladen. Einmalig! In diesem Ge-
spräch stellte der Vorstand die Aus-
wirkungen des GKV-VändG, bezogen 
auf den zahnärztlichen Bereich dar 
und diskutierte Lösungsvorschläge. 
Primär ging es uns darum, die Sen-
sibilität der Bundestagsabgeordneten 
für die Ost-West-Angleichung zu 
wecken. Im Ergebnis lag eine Einla-
dung des Gesundheitsausschusses des 
Deutschen Bundestages vor, um auch 
dort für die Angleichung Ost an West 
eintreten zu können.

Aber was sah das GKV-VändG da-
mals noch alles vor? Den Wegfall 
des GOZ-Abschlags Ost, die Flexi-
bilisierung des Niederlassungsrechts, 
die Einführung des Gesundheitsfonds 
mit der variablen Größe des noch 
von den Krankenkassen zu bestim-
menden Zusatzbeitrags, die Einfüh-
rung des Basistarifs in der PKV, die 
Erweiterung der Möglichkeiten der 
Krankenkassen, nicht nur Kollektiv-
verträge, sondern auch Einzelverträ-
ge abschließen zu können, die den 
Krankenkassen eingeräumten Mög-
lichkeiten, Zusatztarife anbieten zu 
können, die Zusammenführung der 
Spitzenverbände der Krankenkassen 
zu einem Spitzenverband Bund und 

damit verbunden die Beschneidung 
des Wettbewerbsrechts der einzelnen 
Kassenarten, die Einschränkung des 
Selbstverwaltungsrechts in der Wirt-
schaftlichkeitsprüfung durch Wegfall 
der paritätisch besetzten Prüfungs-
ausschüsse sowie in der den K(Z)Vs 
eingeräumten Möglichkeit, Parallel-
strukturen (sog. Dienstleistungsge-
sellschaften) zur Unterstützung der 
Vertrags(zahn)ärzte im neu formu-
lierten Wettbewerb einzurichten. Dies 
waren bei Weitem nicht alle Ände-
rungen, zeigten aber gleichwohl die 
Vorstellungen der Koalitionsparteien, 
wieder einmal nichts Abschließendes 
zu regeln, sondern die nächste Wahl 
abzuwarten, um dann ggf. die urei-
gensten Vorstellungen realisieren zu 
können.

Nach gut einem Jahr neuer Bundesre-
gierung mit einem Arzt als Bundesge-
sundheitsminister haben wir wieder 
ein neues Gesetz vorliegen. Das GKV 
Finanzstärkungsgesetz (GKV-FinG). 
Die Befürworter dieses Gesetzes 
wiesen immer darauf hin, dass alle 
im Gesundheitswesen beteiligten Ak-
teure zur Stärkung der Finanzen der 
gesetzlichen Krankenkassen gleich 
viel leisten sollen. Für den ärztlichen 
und zahnärztlichen Bereich sah der 
Entwurf des GKV-FinG vor, dass für 

Unübersichtliches Sammelsurium an Gesetzen 
Praxen im Land brauchen langfristige und eindeutige Regelungen

Der Vorstand wünscht allen Zahnärztinen und Zahnärzten und ihren Praxis-
teams eine besinnliche Weihnachtszeit und ein gesundes neues Jahr.
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die Veränderung der Gesamtvergü-
tung nur die Hälfte der Grundlohn-
summenveränderungsrate „zugespro-
chen“ werden sollte. Hierbei hatten 
die Politiker allerdings nicht die kon-
junkturelle Wirtschaftsentwicklung 
beachtet. Nun ist es ja so, dass im 
Rahmen der Debatten zum Gesetzge-
bungsverfahren die Bundesverbände 
der Leistungsträger den Politikern 
Änderungsvorschläge unterbreiten 
und wenn diese die vorgetragenen 
Vorschläge für gut befinden, Ände-
rungsanträge stellen. So auch gesche-
hen für den Teil des akut stationären 
Krankenhausbereiches. Nachdem wir 
diesen Änderungsantrag zu lesen be-
kamen, formulierten wir ein Schrei-
ben an die Bundestagsabgeordnete des 
Gesundheitsausschusses und forderten 
wenn schon, denn schon die Gleich-
behandlung wie sie von den Politikern 
auch immer nach außen vorgetragen 
wurde. Das GKV-FinG wurde verab-

schiedet und tritt am 1. Januar 2011 
in Kraft. Die von uns herangetragene 
Anregung, dass auch die Zahnärzte 
an der konjunkturellen Entwicklung 
teilhaben sollten, wurde aufgenom-
men, auch wurde aufgenommen, dass 
zwanzig Jahre nach der Einheit die 
Frage der Angleichung der Honorare 
thematisiert wurde. Es ist zwar nicht 
so eingetreten, wie wir sie gemeinsam 
mit den anderen KZVs und der Kas-
senzahnärztlichen Bundesvereinigung 
gefordert haben, aber ein erster Schritt 
mit einer Erhöhung von je 2,5 Prozent 
in den Jahren 2012 und 2013 wurde 
getan. Allerdings hat der Gesetzgeber 
auch vorgegeben, dass eine weitere 
Anpassung den Vertragspartnern vor-
behalten bleibt. Nicht geregelt wurden 
jedoch die gesamten Verwerfungen 
innerhalb der Budgets, die durch die 
in den verschiedenen Gesundheitsge-
setzen weiter entwickelten Vorgaben 
zur Wettbewerbsgestaltung eingetre-

ten sind. Dies soll in einem Struktur-
gesetz geregelt werden.
Und schon wieder werden wir ein 
neues Gesetz zu beurteilen und zu be-
arbeiten haben. Auch für unseren Be-
reich könnten wir fast vermuten, dass 
das Sammeln von Gesetzen für die 
Politiker zur Leidenschaft, wenn nicht 
gar zur Sucht geworden ist. Wenn 
dem so ist, dann kann man nur hoffen, 
dass die Sammlung einmal vollstän-
dig ist und endlich mal langfristig mit 
einem gesetzlichen Regelungswerk 
gearbeitet werden kann um somit für 
die Praxen die Situation zu schaffen, 
die ein Zahnarzt für die Behandlung 
seiner Patienten benötigt. Mit diesem 
Wunsch verbunden, wünschen wir Ih-
nen eine besinnliche Weihnachtszeit 
und ein glückliches, erfolgreiches und 
vor allem ein gesundes neues Jahr.

Ihr Vorstand 
Wolfgang Abeln und Manfred Krohn

In ihrem Zahnpflegekalender 2010 
hatte die LAJ Mecklenburg-Vor-
pommern ein Zahnquiz vorbereitet. 
Kita-Gruppen und Schulklassen wa-
ren aufgerufen, sich an diesem Quiz 
zu beteiligen. In dem Quiz waren 
Fragen rund um das Thema Zahn-
gesundheit und gesunde Ernährung 
zu beantworten. Bei richtigen Lö-
sungen wurde den Teilnehmern eine 
kleine Überraschung versprochen.

Sehr zur Freude der LAJ war 
die Beteiligung an diesem Quiz 

unerwartet hoch und die Fragen 
wurden fast alle richtig beantwor-
tet. Die Kinder hatten also beim 
Besuch ihrer Zahnärztin oder ihrer 
Prophylaxehelferin gut aufgepasst. 
Zwischenzeitlich haben auch alle 
erfolgreich teilgenommenen Kita-
Gruppen bzw. Schulklassen ihre 
Überraschungen erhalten.

Die „Drachenkinder“ aus der Kita 
Zwergenhaus in Schwerin, eine ge-
mischte Gruppe von Kindern im Al-
ter von drei bis sechs Jahren, hatte 

sich ebenfalls erfolgreich an dem 
Zahnquiz beteiligt. Anlässlich eines 
Besuches ihrer Prophylaxehelferin 
Liane Riese vom Gesundheitsamt 
Schwerin haben die „Drachen-
kinder“ gemeinsam mit ihren Erzie-
herinnen den Zahnquizfragebogen 
ausgefüllt. Dafür wurden sie mit 
einem bunten Überraschungspaket 
belohnt. Die Freude beim Auspa-
cken war riesengroß. 

Merrit Förg
LAJ Mecklenburg-Vorpommern e. V.

Wettbewerb Zahnpflegekalender 2010 
Preis an die „Drachenkinder“ der Kita Zwergenhaus in Schwerin übergeben

Zuerst erklärte Liane Riese den Kindern noch einmal, was für gesunde und blitzblanke Zähne sooo... wichtig ist. Und 
dann wird gemeinsam ausgepackt. Foto: Merrit Förg



dens 12/2010  3

inhaltsvErZEichnis

Herausgeber:
ZÄK Mecklenburg-Vorpommern
Wismarsche Str. 304, 19055 Schwerin
Tel. 03 85-59 10 80, Fax  03 85-5 91 08 20
E-Mail: sekretariat@zaekmv.de, 
Internet: www.zahnaerzte-mv.de

Kassenzahnärztliche Vereinigung
Mecklenburg-Vorpommern 
Wismarsche Str. 304, 19055 Schwerin
Telefon 03 85-5 49 21 03, 
Telefax 03 85-5 49 24 98
E-Mail: oeffentlichkeitsarbeit@kzvmv.de, 
Internet: www.zahnaerzte-mv.de

Redaktion:
Dipl.-Stom. Gerald Flemming, ZÄK (verant.),
Dr. Manfred Krohn, KZV (verant.), 
Kerstin Abeln, Konrad Curth

Internet:  www.dens-mv.de

Gestaltung und Satz:
Kassenzahnärztliche Vereinigung

Anzeigenverwaltung, Druck und 
Versand:
Satztechnik Meißen GmbH, Sabine Sperling
Am Sand 1c, 01665 Diera-Zehren,
Tel. 0 35 25-71 86 24,
Telefax 0 35 25-71 86 10
E-Mail sperling@satztechnik-meissen.de

Redaktionshinweise:
Mit Verfassernamen gekennzeichnete Beiträge 
geben nicht unbedingt die Meinung der Re-
daktion wieder. Produktinformationen werden 
ohne Gewähr veröffentlicht. 

Nachdruck und fotomechanische Wiedergabe 
bedürfen der vorherigen Genehmigung der 
Redaktion. Die Redaktion behält sich bei allen 
Beiträgen das Recht auf Kürzungen vor.

Redaktionsschluss:
15. des Vormonats

Erscheinungsweise:
Das Mitteilungsblatt erscheint monatlich.

Bezugsbedingungen:
Der Bezug ist für Mitglieder der zahnärztlichen 
Körperschaften Mecklenburg-Vorpommern 
kostenlos. Nichtmitglieder erhalten ein Jah-
resabonnement für 36 Euro, Einzelheft 4 Euro 
zuzüglich Versandkosten.

Titelbild: Antje Künzel, Insel Poel

19. Jahrgangdens
Mitteilungsblatt der Zahnärztekam-
mer und der Kassenzahnärztlichen 
Vereinigung Mecklenburg-Vorpom-
mern mit amtlichen Mitteilungen

Zahnärztekammer

Aus dem Inhalt:

Hochschulen / Wissenschaft / Praxis 
Recht / Versorgung / Steuern / Versorgungswerk

Impressum

M-V / Deutschland

Kassenzahnärztliche Vereinigung

3

Bundesversammlung der Landeszahnärztekammern
Deutscher Zahnärztetag in Frankfurt
Vertreterversammlung der KZBV
Professor Schliehake neuer DGZMK-Präsident
Zweiter Parlamentarischer Abend in Berlin
AMNOG: Gesundheit braucht aufgeklärte Patienten
5 gute Gründe gegen eine Öffnungsklausel
apoBank: Keine Kunden geschädigt
Reform beschlossen
Gesundheitsminister für stärkere Beteiligung der Länder
Basistarif-Regelungen rechtswidrig
20 Jahre Zahnärztetag in Brandenburg
Spendenaufruf für Haiti
Glückwünsche / Anzeigen

Wettbewerb Zahnpflegkalender 2010
Kammerversammlung beriet Arbeit der ZÄK
Ergebnisse der Kammerwahl
Infobrief zur GOZ-Novellierung
„VISITE“ sag ja zur Professionellen Zahnreinigung
Änderungen im BuS-Dienst ab 1. Januar
Prüfungstermine für ZFA 2011
Fortbildung im Januar und Februar
Ausbildung wichtiger denn je

Vertreterversammlung in Schwerin
Gedankenaustausch der Vorsitzenden der VVs
Konstituierende Vertreterversammlung am 12. Januar
Bundesregierung mit vier teuren Versprechen
Service der KZV
Fortbildungsangebote
Zahnersatz-Festzuschüsse – Wiederherstellungen

Funktionskieferorthopädie heute – eine Standortbestimmung
2. Hiddensee-Workshop Implantologie
Rundfunkfinanzierung und Gebühren für PCs

11
12
13
14
15
15
17
18
18
19
20
22
31
32

 2
7-9
10
16
21
23
25
26
26

 4-7
14
19
20
24
27
30

 28
29
31

mailto:sekretariat@zaekmv.de
http://www.zahnaerzte-mv.de
mailto:oeffentlichkeitsarbeit@kzvmv.de
http://www.zahnaerzte-mv.de
http://www.dens-mv.de
mailto:sperling@satztechnik-meissen.de


4 dens 12/2010

KassEnZahnÄrZtlichE vErEinigung

Ein bisschen Wehmut schwang 
schon mit, als Vorsitzender Dr. Peter 
Schletter die anwesenden Mitglieder 
der Vertreterversammlung Mitte No-
vember zum letzten Mal begrüßte. 
Sechs Jahre gemeinsame Arbeit lie-
gen hinter den Delegierten. Einige 
werden in der neuen Versammlung 
wieder zusammenarbeiten. Andere 
werden ausscheiden, haben sich nicht 
mehr zur Wahl gestellt. Neue Ge-
sichter werden hinzukommen. Grund 
genug, neben Blicken nach vorn auch 
einen resümierenden nach hinten zu 
werfen. Dank und Anerkennung für 
Geleistetes, aber auch Nachdenklich-
keit beim Analysieren der gelösten 
Probleme sowie Vorfreude auf neue 
Aufgaben standen deshalb gleicher-
maßen auf der Tagesordnung der Re-
ferierenden.

Den Anfang machte Dr. Peter 
Schletter mit einem kurzweiligen und 
bilderreichen Vortrag, der einen leb-
haften Eindruck der VV-Tätigkeit der 
letzten Jahre gab. Denn das zeich-
nete die Mitglieder dieser Vertreter-
versammlung aus: Sie diskutierten, 
viel und leidenschaftlich, manchmal 
hitzig, manchmal eher leise, immer 
im Bemühen, für möglichst alle Kol-
leginnen und Kollegen im Land die 
optimale Lösung zu finden. „Mit un-
seren Beschlüssen schufen wir die 
Grundlagen für eine gut geführte und 
funktionierende Verwaltung, die in 
vielschichtiger Tätigkeit erfolgreich 
dafür sorgte, dass die Zahnärzteschaft 
in Mecklenburg-Vorpommern ver-
lässliche vertragliche und finanzielle 
Rahmenbedingungen für die Versor-
gung der gesetzlich Versicherten hat-
te“, brachte es Vorsitzender Schletter 

auf den Punkt. Sein Dank galt allen 
an diesem Prozess Beteiligten, sein 
Wunsch ist es, dass die neue Vertre-
terversammlung ein starkes Mandat 
der Kollegenschaft durch eine hohe 
Wahlbeteiligung erhält.

Um eine hohe Beteiligung bei der 
Wahl der KZV-Vertreterversamm-
lung ging es auch Justiziar Rainer 
Peter, der als Vorsitzender des Wahl-
ausschusses die Notwendigkeit der 
Wiederholung der Wahl erläuterte. 
Durch technische Umstellungen bei 
der Deutschen Post sind Wahlbriefe 
in erheblicher Anzahl nicht der Kas-
senzahnärztlichen Vereinigung zu-
gestellt worden, sondern wieder an 
den Adressaten zurückgegangen. 
Ein drohendes verfälschtes Wahler-
gebnis wollte der schnell handelnde 
Wahlausschuss auf keinen Fall hin-
nehmen. Deshalb entschloss er sich 

einstimmig zu einer Neuauflage der 
Wahl. Aus dem Kreis der Vertreter-
versammlung kam der Vorschlag, die 
unterschiedlichen Wahlordnungen 
und damit das Wahlprocedere bei 
der Zahnärztekammer und der Kas-
senzahnärztlichen Vereinigung mög-
licherweise anzugleichen, um den 
Kolleginnen und Kollegen das Vor-
gehen vereinfachen zu können.

Im Vorfeld seines Vortrages be-
schäftigte sich Vorstandsvorsitzen-
der Wolfgang Abeln mit der Frage, 
wo der Schwerpunkt zu setzen ist 
nach sechs Jahren hauptamtlicher 
Vorstandstätigkeit. Das normale Ta-
gesgeschäft sollte sich im Rechen-
schaftsbericht erwartungsgemäß 
wiederfinden. Der Blick zurück auf 
die letzten Jahre aber auch. Er wählte 
einen Zwischenweg, der beiden An-
sprüchen gerecht wurde.

Mit der Wahl eines hauptamtlichen 
Vorstands musste die Vertreterver-
sammlung im Jahr 2004 erstmalig ein 
völlig neuartiges Gremium besetzen. 
Bislang hatte ein ehrenamtlicher Vor-
stand aus den Reihen der Zahnärzte-
schaft gut und sicher alle anstehenden 
Aufgaben gelöst. Der Gesetzgeber 
änderte das. Ab Januar 2005 musste 
es in den KZVs hauptamtliche Vor-
stände geben. Eine Gratwanderung, 
auch für die Vertreterversammlung, 
die sich aber erstaunlich einig war. 
Einstimmig wählte sie einmalig für 
die gesamte Bundesrepublik einen 
Nicht-Zahnarzt, einen Betriebswirt 

„Man kann niemanden überholen, wenn man in seine Fußstapfen tritt“ Francois Truffaut

Resümee und Ausblick hielten sich die Waage 
Letzte Vertreterversammlung vor den Wahlen im Schweriner Haus der Heilberufe

Eine der letzten Amtshandlungen der „alten“ Vertreterversammlung war die 
Abstimmung über den Haushalt. Fotos: Kerstin Abeln

Die Gäste der Versammlung: Konrad Curth, Geschäftsführer der Zahnärztekam-
mer, Falk Schröder, Direktor der apoBank in Schwerin, Dr. Peter Bührens, Vorsit-
zender des Freien Verbandes Deutscher Zahnärzte in M-V, und Anke Nordmann, 
Oberregierungsrätin im Sozialministerium Mecklenburg-Vorpommerns.
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an die Spitze ihres Vorstands. Mit 
Dr. Manfred Krohn komplettierte 
ein fachlich versierter Kollege dieses 
Gremium. Die Vertreterversammlung 
entschied sich für ein Duo und nicht 
für ein mögliches Trio in der Vor-
standsbesetzung und damit für die 
wirtschaftlichste und ehrlichste Lö-
sung. Eine richtige Entscheidung, wie 
sich sechs Jahre später herausstellen 
sollte. Die Arbeit des Vorstands un-
tereinander stellte Wolfgang Abeln 
so dar: „Wir sprechen die gleiche 
Sprache, verstehen uns fast blind. 
Ein wichtiger Garant für den Erfolg, 
den wir verbuchen können, wenn es 
darum geht, „im Geflecht des Ge-
sundheitswesens die dicken Bretter 
zu bohren“.

 „Die Zusammenarbeit funktioniert 
auf allen Ebenen“, versicherte Wolf-
gang Abeln und dankte den Mitstrei-
tern in der Vertreterversammlung, 
im Koordinationsgremium und allen 
anderen Beteiligten. Die Strukturen 
haben sich bewährt. „Wir haben echt 
gute Arbeit geleistet“, so Abeln wei-
ter. Beispielhaft nannte er dafür The-
men wie die Ost-West-Angleichung, 
die Wirtschaftlichkeitsprüfung mit 
der Einzelfallprüfung und der Ein-
bindung von zahnärztlichem Sach-
verstand und die Bemühungen mit 
Landes- und Bundespolitikern ge-
meinsam, die Zahnärzteschaft an den 

konjunkturellen Entwicklungen zu 
beteiligen. „Es darf noch mal darauf 
hingewiesen werden, dass wir bei 
der Ost-West-Angleichung in Höhe 
von 5,06 Prozent einen Teilerfolg zu 
verzeichnen haben“, erinnerte Abeln. 
Auf anderen Gebieten wird noch ge-
kämpft, z. B. bei der Anhebung des 
Kfo-Punktwertes. Zwar sei mit Dr. 
Lutz Knüpfer jetzt ein Kieferortho-
päde bei den Vertragsverhandlungen 
dabei, dennoch muss konstatiert wer-
den, dass es fast unmöglich erscheint, 
hier über gesetzliche Vorgaben hinaus 
Veränderungen herbeizuführen.

„Insgesamt müssen wir unsere Ver-
träge überdenken und uns fragen, ob 
sie der heutigen Zeit noch gerecht 
werden oder grundsätzlich überar-
beitet werden müssen“, regte Abeln 
an. Denn, einvernehmliche Lösungen 
zwischen Kassenzahnärztlicher Ver-
einigung und den Krankenkassen sind 
immer schwerer zu erzielen. Der Ton 
wird rauer – die Mittel auch. Noch 

vor Jahren undenkbar, fordert jetzt 
die Kassenzahnärztliche Bundesver-
einigung öffentlich eine Budgetberei-
nigung gegenüber der Politik. Diese 
will mit einer weiteren Reform in den 
kommenden zwei Jahren darauf rea-
gieren.

„Der Aufwand und die Hartnä-
ckigkeit bei den Aktivitäten zur Ost-
West-Angleichung hat sich gelohnt“, 
konstatierte Abeln. Und das in mehr-
facher Hinsicht. Seit 2006 organisier-
te die KZV Mecklenburg-Vorpom-
mern Gesprächsrunden und -termine 
mit Landes- und Bundespolitikern, 
selbst mit der Bundeskanzlerin. Die 
Gesundheitspolitiker aller Parteien 
wurden besonders angesprochen und 
für zahnärztliche Belange sensibili-
siert. Es sind stete Kontakte entstan-
den, die helfen, gehört zu werden, 
wenn es notwendig ist. Aber auch 
die Zusammenarbeit unter den Kas-
senzahnärztlichen Vereinigungen der 
neuen Bundesländer wurde durch die 
aus Mecklenburg-Vorpommern vo-
rangetriebene Forderung zur Anglei-
chung der Honorare in enormem Maß 
verbessert.

Zum Ende seines Berichts dank-
te Abeln allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Geschäftsstelle aus-
drücklich. „Denn nur durch das Zu-
sammenwirken im Haus der KZV war 
es dem Vorstand möglich, politische 
Aufgaben so akribisch zu verfolgen“, 
schloss er.

„Die KZV ist mit dem Alltag in ei-
ner Praxis nicht vergleichbar“, dies 
war Dr. Manfred Krohn nicht voll-
kommen klar, als er vor fast sechs 
Jahren in den Vorstand der KZV ge-
wählt wurde. Heute weiß er es ge-
nau. Während es für einen Zahnarzt 
in der Praxis relativ kurzfristig ein 
Arbeitsergebnis gibt, sieht die Er-
folgsbilanz in einer Organisation, in 
der es darum geht, gesetzlich vorge-
gebene Aufgaben umzusetzen, ganz 
anders aus. Denn, es ist ein zähes und 
kraftraubendes Geschäft, das den Er-
folg erst über einen langen Zeitraum 
bringt. „Besonders wichtig, sogar 
unverzichtbar, um hier bestehen zu 
können, ist deshalb ein reibungsloses 
Zusammenarbeiten zwischen dem 
Vorstand, den verschiedenen Verwal-
tungsebenen und den Ehrenamtsträ-
gern“, erklärte der stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende. Dass dies so 
ist, dafür sprach er seinen Dank allen 
Weggefährten aus. Die Vertreterver-
sammlung hat dem Vorstand in den 
vergangenen sechs Jahren den Rü-

cken gestärkt und immer wieder das 
Vertrauen geschenkt. „Nur so war es 
uns möglich, in unseren Aktivitäten 
auf allen politischen Ebenen niemals 
nachzulassen und trotz etlicher Rück-
schläge an unserem Ziel festzuhal-
ten“, sagte Krohn.

Ein Paradebeispiel für langfristigen 
Erfolg, aber auch für besondere Zä-
higkeit im Erreichen dessen stellt die 
Wirtschaftlichkeitsprüfung dar. Be-
reits im Jahr 2000 hatte der Gesetzge-
ber die Zufälligkeitsprüfung für den 
zahnärztlichen Bereich festgelegt. 
Die Gespräche mit den Krankenkas-
sen gestalteten sich in vielen Ver-
handlungsrunden unkonstruktiv und 
langwierig. Nur eine Übergangsver-
einbarung ermöglichte eine zeitnahe 
Abwicklung des Prüfgeschäfts. Wei-
tere Verhandlungen zur Prüfvereinba-
rung folgen, scheiterten aber. Anru-
fung des Landesschiedsamtes im Jahr 
2005. Ein Schiedsspruch am 1. März 
2006. Die vom Landesschieds amt 
festgelegte Prüfverordnung war eine 
puristische, sich ausschließlich auf 
Gesetzesformulierungen beziehende 
Verordnung. Sie ließ es zu, ein völ-
lig neues Prüfkonzept, losgelöst von 
statistischen Vergleichswerten, zu 
erarbeiten. Gemeinsam mit dem Ko-
ordinationsgremium erarbeitete der 
Vorstand ein Konzept, mit dem das 
gesetzlich vorgegebene Prüfgeschäft 
wieder eine klare fachlich fundierte 
Zielrichtung erhielt. Das GKV-Wett-
bewerbsstärkungsgesetz forcierte 
im Frühjahr 2007 die weitere Au-
tonomie der Prüfgremien. Eine neu 
zu schaffende Prüfungsstelle sollte 
noch mehr eigene Entscheidungs-
kompetenz erhalten. „Uns war sofort 
bewusst, dass diese neue Organisati-
onsstruktur zwingend die Einbindung 
zahnärztlichen Sachverstands erfor-
derte“, erklärte Krohn. Schwierige 
Gespräche mit den Krankenkassen 
folgten. Um einen zeitlichen Verzug 
in der Wirtschaftlichkeitsprüfung zu 
vermeiden, entschloss sich der Vor-
stand, zeitliche Ultimaten zu stellen 
und letztlich vollendete Tatsachen 
zu schaffen. Im Juni 2008 wurde 
Hans Salow als zahnärztlicher Lei-
ter in die Prüfungsstelle integriert. 
Seit 2008 werden Gespräche mit den 
Krankenkassen zur Anpassung einer 
sich an den neuen Gesetzesvorgaben 
orientierenden Prüfungsvereinbarung 
geführt. Zu keinem Zeitpunkt kam 
es zu einer Situation, dass die Ge-
fahr eines Scheiterns bestanden hätte. 
Mittlerweile orientieren sich andere 
KZV-Bereiche an den Erfahrungen 

Wir können den Wind nicht ändern, 
aber die Segel anders setzen.“

Aristoteles
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mit der Wirtschaftlichkeitsprüfung in 
Mecklenburg-Vorpommern.

Ähnlich sieht es im Bereich der 
Umsetzung des § 106a SGB V aus. 
Die entsprechende Bundesrichtli-
nie trat im Sommer 2008 in Kraft. 
„Wichtigstes Kriterium ist, dass der 
gesetzlich festgelegte Arbeitsauftrag 
des jeweiligen Vertragspartners indi-
viduell klar umrissen und abgegrenzt 
ist“, erklärte Dr. Krohn. Da die KZV 
Mecklenburg-Vorpommern bereits 
sehr frühzeitig damit begonnen hatte, 
Aufgreifkriterien für die Umsetzung 
des gesetzlichen Auftrags zu erarbei-
ten, konnte sie in den Beratungen mit 
den Krankenkassen eine komforta-
ble Position einnehmen. Der enorme 
zeitliche Vorlauf und die gemachten 
Erfahrungen flossen direkt in die Er-
arbeitung der Vereinbarung zur Plau-
sibilitätsprüfung ein.

„Auch ist es uns in den letzten Jah-
ren gelungen, die Qualität der erstell-
ten Gutachten enorm zu verbessern“, 
sagte Krohn. Anfängliche Probleme 
mit der Einführung des Festzuschuss-
systems im Zahnersatzbereich für die 
Gutachter sind aus dem Weg geräumt. 
Die Begutachtungskompetenz für 
gleichartige, aber insbesondere für 
andersartige Versorgungen war nicht 
sofort klar. „Rückblickend hat sich 
das Konzept bewährt und ist unver-
zichtbar geworden. Eine Ausweitung 
auch auf andere Versorgungsbereiche 
wäre wünschenswert“, so Krohn wei-
ter. Er dankte den Referenten der 
Gutachtertagungen für ihre fachlich 
fundierten Vorträge.

Dr. Hans-Jürgen Koch hob die Kom-
petenz des Koordinationsgremiums, 
bestehend aus drei Zahnärzten und 
einem beratenden Kieferorthopäden, 
hervor. Fachlich bringen sich die Mit-
glieder des Gremiums auf vielfältige 
Weise ein, beispielsweise zum Zahn-
ärztetag, zum Fachkongress des Frei-
en Verbandes Deutscher Zahnärzte 
und auf Gutachtertagungen. Aber es 
berät auch in berufspolitischer Sicht. 
„Der Vorstand wurde in seinen Bemü-
hungen zur Ost-West-Angleichung 
unter teils sehr kontroversen Diskus-
sionen zu Aufwand-, Kosten- und 
Nutzenanalyse unterstützt“, verwies 
Dr. Holger Garling. Als Mitglied des 
Koordinationsgremiums würdigte er 
insbesondere das Verdienst von Wolf-
gang Abeln, dessen wirtschaftspoli-
tische Analyse bei manchem Politi-
ker, aber auch manchem Journalisten 
zum Um- und Nachdenken führte.

Eine sichere Finanzierung der Be-
handlung von Krankheiten in der Zu-
kunft hat oberste Priorität. Das Ko-
ordinationsgremium verfolgt deshalb 
aufmerksam neue Finanzierungsmo-
delle und politische Konzepte. „Un-
ser Ziel ist die Geschlossenheit des 
Berufsstandes auf einer betriebswirt-
schaftlich gesunden Basis“, schloss 
Garling.

Vorstandsvorsitzender Wolfgang 
Abeln erläuterte anschließend die 
Budgetinanspruchnahme im lau-
fenden Jahr. Die Zahlen der Hoch-
rechnungen deckten sich mit den 
Veröffentlichungen an alle Praxen 
im Sonderrundbrief. Anlehnend an 
die Berichte zu enormen Budgetü-
berschreitungen im Bereich der AOK 
in Brandenburg und Berlin wurde an 
die KZV die Frage herangetragen, in-
wieweit dies große Urlauberpraxen 
an der Ostseeküste und den Inseln 
betrifft und wie der Honorarvertei-
lungsvertrag dies abdecken kann. 
„Die Fremdkassenstatistik weist die 
größte Inanspruchnahme von Urlau-
bern in den Landkreisen Ludwigs-
lust und Nordwestmecklenburg aus“, 
überraschte Abeln die Vertreter. Die 
klassischen Urlaubsregionen hinge-
gen lagen im Vergleich weit hinten. 
Die Vertreterversammlung diskutier-
te aufmerksam und facettenreich das 
Problem. Am Ende sprachen sich die 
Mitglieder gegen eine Anpassung des 
Honorarverteilungsvertrages aus. 

Dr. Eberhard Dau hielt turnusge-
mäß den Bericht des Rechnungsprü-
fungsausschusses. „Wir überprüften 
stichprobenartig einzelne Belege und 
baten um Erläuterungen einzelner Po-
sitionen der Erfolgsrechnung und des 
Prüfberichts. Es war eine sehr inten-
sive Auseinandersetzung mit dieser 
Problematik zu einer hoch sensiblen 
Zeit“, erklärte er. Der Rechnungsprü-
fungsausschuss stellt gleichlautend 
mit der Prüfstelle der Kassenzahnärzt-
lichen Bundesvereinigung fest, dass 
die KZV Mecklenburg-Vorpommern 
die Grundsätze der sparsamen und 
wirtschaftlichen Haushaltsführung 
beachtet hat. Alle Konten sind sauber 
und korrekt geführt. Dem Vorstand 
wurde für das Jahr 2009 von der Ver-
treterversammlung Entlastung erteilt. 

Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss hatte in Anlehnung an die 
Prüfung des Sozialministeriums nach 
§ 274 für die Vertreterversammlung 
Gedanken zur Reise- und Sitzungsko-
stenordnung ausgearbeitet. Sehr akri-

Dr. Peter Schletter

Dipl.-Betrw. Wolfgang Abeln

Dr. Manfred Krohn

Dr. Hans-Jürgen Koch

Dr. Holger Garling

und Dr. Cornel Böhringer hießen u. a. 
die Referenten.der Versammlung.
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Antragsteller: Mitglieder des Rech-
nungsprüfungsausschusses
Wortlaut des Antrags: Die Vertreter-
versammlung möge dem Vorstand 
der Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung Mecklenburg-Vorpommern für 
das Jahr 2009 Entlastung erteilen.
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
angenommen

Antragsteller: Vorstand der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung Meck-
lenburg-Vorpommern
Wortlaut des Antrags: Die Vertreter-
versammlung möge den vorgelegten 
Haushaltsplan inkl. Erläuterungen 
und Anlagen für das Jahr 2011 gem. 
§ 78 Abs. 3 SGB V feststellen.
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 
angenommen

Antragsteller: Vorstand der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung Meck-

lenburg-Vorpommern
Wortlaut des Antrags: § 9 Abs. 10 
der Satzung der KZV Mecklenburg-
Vorpommern wird geändert und 
erhält folgende Fassung: Die KZV 
M-V führt eine Liste der Mitglieder 
der KZV M-V einschließlich Pra-
xissitz, Telefon- und Faxnummer, 
Emailadresse sowie Praxishomepage 
soweit bekannt für eine mögliche 
Weitergabe an Funk- und Printmedi-
en zum Zwecke der Veröffentlichung 
sowie für die Veröffentlichung auf 
der Homepage der KZV M-V. Sofern 
ein Mitglied mit der Weitergabe und 
Veröffentlichung seiner Daten nicht 
einverstanden ist, wird es die KZV 
M-V hiervon schriftlich in Kenntnis 
setzen.
Die nachfolgenden Absätze werden 
entsprechend angepasst, d.h., Absatz 
10 wird zu Absatz 11, Absatz 11 wird 
zu Absatz 12, Absatz 12 wird zu Ab-
satz 13.
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
angenommen

Anträgebisch wurden alle Posten innerhalb 
einer Reisekostenabrechnung begut-
achtet und mit anderen KZVs, der 
KZBV, öffentlichen Einrichtungen 
und der Zahnärztekammer verg-
lichen. Für und Wider wurden abge-
wogen. Die Abrechnungen in den Or-
ganisationen weichen teilweise stark 
voneinander ab. Die Vertreter gaben 
ein mehrheitliches Votum dafür ab, 
die Entschädigungen von Zahnärz-
tekammer und Kassenzahnärztlicher 
Vereinigung möglicherweise anzu-
gleichen. „Transparenz ist wichtig“, 
stellte Dr. Cornel Böhringer für den 
Haushaltsausschuss dar. „Das Ehren-
amt bei der Zahnärztekammer und 
bei der KZV ist gleich viel wert. Das 
sollte bei Entschädigungszahlungen 
auch so wahrgenommen werden.“

Daran anschließend stellte Böhrin-
ger einen nahezu ausgeglichenen 
Haushalt für das kommende Jahr vor. 
Er wurde mehrheitlich beschlossen.

Kerstin Abeln

Zur letzten Kammerversammlung 
vor Ablauf der fünften Amtsperiode 
trafen sich 36 der 47 Delegierten trotz 
winterlicher Witterung in Schwerin, 
um über gesundheitspolitische Ent-
wicklungen und die Arbeit der Zahn-
ärztekammer Mecklenburg-Vorpom-
mern zu diskutieren und wichtige 
Finanzbeschlüsse zu fassen.

Auch in dieser Kammerversamm-
lung informierte Kammerpräsident 
Dr. Dietmar Oesterreich zum Stand 
der GOZ-Novellierung. Nachdem 
die Honorarordnung der Zahnärzte 
(HOZ) als Grundlage seitens des Bun-
desgesundheitsministeriums (BMG) 
zurückgezogen wurde, ist die alte Ge-
bührenordnung für Zahnärzte (GOZ) 
unter Erweiterung ausgewählter neu 
definierter Leistungen Gegenstand der 
Gespräche. Problematisch ist, dass die 
Politik auch im Bereich der privaten 
Gebührenordnung in Budgets denkt 
und nach wie vor keine Aussagen dazu 
macht, welche Honorarsteigerung für 
die Zahnärzteschaft finanziell durch-
setzbar ist. Die von der privaten Kran-
kenversicherung (PKV) geforderte 
Öffnungsklausel wird seitens des Be-
rufsstandes konsequent abgelehnt. In 

ihren Bemühungen die Öffnungsklau-
sel zu verhindern, arbeitet die Zahn-
ärzteschaft eng mit der Ärzteschaft zu-
sammen.  Mit der Öffnungsklausel soll 
für die PKV auf Grundlage spezieller 
Verträge die Möglichkeit geschaffen 
werden, (zahn)ärztliche Leistungen 
pauschaliert und außerhalb der Vor-
gaben der GOZ abzurechnen. Folgen 
wären ein ruinöser Preiswettbewerb, 
schlechtere Behandlungsqualität we-
gen des Kostendrucks und eine einsei-
tige Abhängigkeit der Zahnmediziner 
von der privaten Krankenversiche-
rung. Der Ausgang der Novellierung 
der GOZ ist nach wie vor ungewiss 
und fordere alle vorhandenen Res-
sourcen der Berufsorganisationen, so 
Dr. Oesterreich. Nach wie vor ist die 
Einführung der neuen GOZ durch das 
BMG für den 1. Juli 2011 geplant. 

Der Kammerpräsident  zeigte in sei-
nem Bericht Trends der aktuellen ge-
sundheitspolitischen Entwicklungen in 
den Bereichen Patientenorientierung, 
Ökonomisierung und Qualitätsförde-
rung auf. 

Generell nimmt die Bedeutung der 
Patienten auch im Rahmen der ge-
sundheitspolitischen Entwicklungen 

zu. Zeichen dafür ist, dass die Unab-
hängige Patientenberatung Deutsch-
lands (UPD) im Rahmen des Arz-
neimittelmarktneuordnungsgesetzes 

(AMNOG) eine auf Dauer angelegte 
gesetzliche Grundlage erhalten hat.  
Darüber hinaus wird an einem Pati-
entenrechtegesetz gearbeitet. Nach 

Letzte Zusammenkunft der fünften Amtsperiode
Kammerversammlung beriet über Gesundheitspolitik und Arbeit der Zahnärztekammer 

Präsident Dr. Dietmar Oesterreich 
während seines Berichtes an die 
Kammerversammlung
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Aussage von Dr. Oesterreich muss sich 
der Berufsstand aktiv mit dieser Entwick-
lung auseinandersetzen und durch seine 
fachliche Kompetenz aktiv einbringen. 
Auch  das BGH-Urteil zum Auktions-
portal 2te-Zahnarztmeinung.de macht 
deutlich, welche Bedeutung der Kom-
munikation mit dem Patienten und der 
ausführlichen fachlichen Beratung 
durch den Zahnarzt zukommt. Mit al-
ler Konsequenz lehnte Dr. Oesterreich 
diese Trends zur „Vergewerblichung“ 

des Berufsstandes ab. Eine fachlich 
fundamentierte zweite Meinung kann 
man nicht über das Internet einholen. 
Eine ausschließlich über den Preis für 
Zahnersatz stattfindende Auswahl des 
Zahnarztes untergräbt das wichtige 
Vertrauensverhältnis zwischen Patient 
und Behandler, so Dr. Oesterreich.  

Das Bestreben der Politik, Qualität 
in die Sozialgesetzgebung zu inte-
grieren, stellt den Berufsstand ebenso 
vor neue Herausforderungen. Diskus-

sionen zu Qualitätsindikatoren in der 
Zahnmedizin müssen geführt werden. 
Dabei kann die Definition der Qualität 
nur durch die Zahnärzteschaft selbst 
erfolgen. 

Die von der Zahnärzteschaft und der 
Wissenschaft seit langem geforderte 
Novellierung der Approbationsord-
nung wurde  von der Politik für das 
Jahr 2016 avisiert. Kostenaspekte der 
Bundesländer verzögern deren Umset-
zung. 

Im zweiten Teil seines Berichtes 
zeigte Dr. Oesterreich wesentliche Er-
gebnisse der Arbeit der Zahnärztekam-
mer zum Ende der Legislaturperiode 
auf. An ausgewählten Beispielen aus 
den Bereichen zahnärztliche Berufs-
ausübung, GOZ-Beratung, Hygiene, 
zahnärztliche Fort- und Weiterbil-
dung, Aus- und Fortbildung des zahn-
ärztlichen Hilfspersonals sowie  der 
Umsetzung von gesetzlichen Bestim-
mungen demonstrierte Dr. Oesterreich 
die Handlungsfähigkeit der Zahnärzte-
kammer im Interesse des Berufsstandes. 
Bei der Basisarbeit in den Kreisstellen 
und bei der Arbeit  der Qualitätszirkel 
gilt es in der Zukunft, Potenziale zu 
heben und die Zusammenarbeit in bei-
de Richtungen zu verbessern. Positiv 
hervorzuheben ist die breite Akzeptanz 

Der Vorstand der zu Ende gehenden Legislatur

Dirk Nienkarken (stehend) aus Demmin während der Diskussion zum Bericht 
des Präsidenten

anzeige
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der Software zahnärztliches Qualitäts-
management in Zahnarztpraxen mit 
fast 900 Anwendern. Eine Weiter-
entwicklung der Software wurde be-
auftragt. Für ihr Engagement bei der 
Umsetzung des Pilotprojektes Alters-
zahnheilkunde dankte Dr. Oesterreich 
ausdrücklich den sechs mitwirkenden 
Kolleginnen und Kollegen. 

Durch die effiziente Patientenbera-
tung gelang es, die Arbeit des Bera-
tungs- und Schlichtungsausschusses 
deutlich zu minimieren. Die Zahl der 
Streitfälle sank. Hervorzuheben ist das 
Zusammenwirken von Zahnärztekam-
mer und Kassenzahnärztlicher Vereini-
gung auf dem Gebiet der Patientenbe-
ratung. 

Im Bereich der Fortbildung würdigte 
der Präsident die Zusammenarbeit mit 
den Universitäten und der Wissen-
schaft.   

In der Öffentlichkeitsarbeit enga-
giert sich die Zahnärztekammer aktiv 
in vielen Themenfeldern. So erwähnte 
er die Mitwirkung im Kuratorium Ge-
sundheitswirtschaft, bei den Projekten 
Zahnrettungsbox, Gewalt in der Fami-
lie, ZahnRat sowie die Platzierung ei-
gener Projekte wie das Pilotprojekt zur 
Alterszahnheilkunde, den Kinderpass 
und die Gruppenprophylaxe (DAJ-
Studie) mit nachhaltigen positiven 
Ergebnissen. Der Berufsstand leistet 
somit wesentliche Vertrauensarbeit, so 
Dr. Oesterreich.

Abschließend benannte Dr. Oester-
reich zukünftige Aufgabenstellungen 
für die Zahnärztekammer. Hierzu 
zählen die Gewinnung von Berufsan-
fängern und insbesondere von Kolle-
ginnen für die berufspolitische Arbeit, 
aber auch die Einführung des Heil-
berufsausweises, die Umsetzung der 
GOZ-Novellierung sowie  die Neuge-
staltung der Homepage. Die Zusam-

menarbeit der Zahnärztekammer mit 
den norddeutschen Kammern sowie 
mit der Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung in der Basisarbeit ist zu vertiefen. 
Auf dem Gebiet der Schlichtung und 
Patientenberatung sollte die Einbezie-
hung von Patientenvertretern (UPD) 
eine Aufgabenstellung für die neue 
Kammerversammlung und den neuen 
Vorstand sein.      

Im Anschluss an den Bericht des 
Präsidenten führten die Kammerdele-
gierten die Diskussion zu ausgewähl-
ten Themen.

In einem weiteren Tagesordnungs-
punkt gab der Vorsitzende des Versor-
gungsausschusses, Dipl.-Stom. Holger 
Donath, einen Bericht zum Grundkon-
zept des Risikomanagements des Ver-
sorgungswerkes der Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern mit den 
Schwerpunkten Bewertung von Ri-
siken, Risikotragfähigkeit sowie Risi-
komanagement und Risikostrategie. 

Beschlüsse der 
Kammerversammlung

Die Kammerversammlung beschloss 
in einem ersten Antrag, die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Röhlfs 
Partner mit der Prüfung des Jahresab-
schlusses 2010 des Versorgungswerkes 
der Zahnärztekammer Mecklenburg-
Vorpommern zu beauftragen.

Nach dem Bericht des Vorsitzenden 
des Rechnungsprüfungsausschusses, 
Dr. Peter Schletter, beschlossen die 
Kammerdelegierten bei Stimmenthal-
tung des Vorstandes einstimmig, den 
Jahresabschluss 2009 der Zahnärzte-
kammer Mecklenburg-Vorpommern 
zu genehmigen und dem Vorstand für 
das Haushaltsjahr 2009 Entlastung zu 
erteilen.

Schwerpunkte des Haushaltsplanes 
der Zahnärztekammer für das Jahr 
2011 erläuterte der Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses, Dr. Mathias 
Wolschon. Die Kammerversammlung 
beschloss bei einer Enthaltung einstim-
mig den Haushaltsplan 2011 mit Ein-
nahmen und Aufwendungen in Höhe 
von 1 990 100 Euro. 

Weitere kurzfristige Anträge lagen 
der Kammerversammlung nicht vor.

Hauptgeschäftsführer Rechtsanwalt 
Peter Ihle gab aktuelle Informationen 
zur Kammerwahl.

Zum Abschluss richtete Dr. Oester-
reich seinen Dank am Ende der Le-
gislatur an alle ehrenamtlich tätigen 
Zahnärzte, insbesondere an die Kamm-
erdelegierten, an die Mitglieder der 
Ausschüsse sowie an die Geschäftsstel-
le für die geleistete aktive Arbeit und 
das Engagement in den vergangenen 
vier Jahren.

ZÄK

Ausdrücklich dankte Dr. Oesterreich den Kammerdelegierten für ihre engagier-
te Arbeit in den letzten vier Jahren

Der Bundesrat hat im Rah-
men seiner 877. Sitzung am 26. 
November die Verordnung über 
maßgebende Rechengrößen der 
Sozialversicherung für 2011 (So-
zialversicherungs-Rechengrößen-
verordnung 2011) beschlossen. 
Zudem hat das Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales den 
Rentenversicherungs-Beitrags-
satz für 2011 im Bundesgesetz-
blatt bekannt gegeben. Er ver-
bleibt bei 19,9 Prozent.

Allerdings steigt die monatliche 
Beitragsbemessungsgrenze (Ost) 

in der Rentenversicherung von 4 
650 Euro auf 4 800 Euro.

Für angestellte Mitglieder än-
dert sich dann nichts, wenn ihr 
Einkommen die alte Grenze 
von 4 650 Euro nicht übersteigt. 
Selbstständige Mitglieder zahlen 
grundsätzlich einen Beitrag in 
Höhe des jeweiligen Höchstbei-
trages in der allgemeinen Ren-
tenversicherung. Dieser steigt auf 
monatlich 955,20 Euro.

Vom Versorgungswerk werden 
dazu individuelle Beitragsbe-
scheide versandt.

Rentenversicherung: neue Beitragsbemessungsgrenze
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Der Wahlausschuss der Zahnärzte-
kammer Mecklenburg-Vorpommern 
gibt folgendes Ergebnis der Wahlen 
zur sechsten Amtsperiode der Kam-
merversammlung der Zahnärztekam-
mer Mecklenburg-Vorpommern be-
kannt:

Wahlberechtigt waren:
1972 Kammermitglieder

Abgegebene Wahlbriefe:
1137, davon 9 Wahlbriefe ungültig.
Die Wahlbeteiligung lag somit bei 
57,7 Prozent.
Von den abgegebenen 1128 Stimm-
zetteln zur Landesliste waren 1121 
Stimmzettel gültig, 7 ungültig. Von 
den 1123 Stimmzetteln zu den Wahl-
kreisen waren 1105 Stimmzettel gül-
tig, 18 ungültig.

Nachstehend werden die gewählten 
Kandidaten in der Reihenfolge ihrer 
Aufstellung und mit der Zahl der für 
sie abgegebenen Stimmen bekannt 
gegeben. 

Landesliste

Für die landesweite Wahl waren 13 
Kandidaten aufgestellt. Gewählt wur-
den:

abgegebene
gültige

Stimmen

Dr. Dietmar Oesterreich 901
Dipl.-Stom. Holger Donath 767
Dipl.-Stom. Andreas Wegener 711
Prof. Dr. Wolfgang Sümnig 686
Prof. Dr. Dr. Johannes Klammt 606
Dr. Holger Kraatz 483
Dr. Karsten Georgi 462
Dr. Peter Schletter 358
Dr. Jürgen Liebich 352
Dr. Katrin Rusch 287

Wahlkreise

Ludwigslust
Für den Wahlkreis waren 2 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurden:
Dr. Günther Seebach 50
Dr. Cornel Böhringer 44

Nordwestmecklenburg
Für den Wahlkreis waren 2 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurde:
Mario Schreen 37

Parchim
Für den Wahlkreis waren 2 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurde:
Dr. Ronald Möbius 28

Bad Doberan
Für den Wahlkreis waren 2 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurden:
Steffen Jäger 49
Dr. Jens Palluch 46

Güstrow
Für den Wahlkreis waren 2 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurden:
Dr. Mathias Wolschon 43
Dr. Thomas Lawrenz 38

Nordvorpommern
Für den Wahlkreis waren 2 Kan-
didaten aufgestellt. Gewählt wur-
den:
Anja Schwarz 51
Dr. Thomas Dreyer 47

Demmin
Für den Wahlkreis war 1 Kandidat 
aufgestellt. Gewählt wurde:
Dirk Nienkarken 43

Müritz
Für den Wahlkreis war 1 Kandidat 
aufgestellt. Gewählt wurde:
Dr. Eberhard Dau 22

Mecklenburg-Strelitz
Für den Wahlkreis waren 2 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurde:
Carsten Hinz 20

Uecker-Randow
Für den Wahlkreis war 1 Kandidat 
aufgestellt. Gewählt wurde:
Kerstin Werth 49

Ostvorpommern
Für den Wahlkreis waren 3 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurden:
Dr. Ekkehard Müller 50
Dr. Anke Heiden 23

Rügen
Für den Wahlkreis war 1 Kandidat 
aufgestellt. Gewählt wurde:
Uta Kuhn-Reiff 41

Schwerin
Für den Wahlkreis waren 2 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurden:
Dipl.-Stom. Karsten Israel 58
Dr. Holger Garling 54

Wismar 
Für den Wahlkreis war 1 Kandidat 
aufgestellt. Gewählt wurde:
Dr. Holger Unger 33

Rostock
Für den Wahlkreis waren 7 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurden:
Dipl.-Stom. Gerald Flemming 171
Dr. Dieter Pahncke 167
Hans-Jürgen Gottelt 106
Dipl.-Stom. Frank Zech 91
Dr. Bärbel Riemer-Krammer 86 
Andrea Sadenwasser 69

Stralsund
Für den Wahlkreis war 1 Kandidat 
aufgestellt. Gewählt wurde:
Dipl.-Stom. Thomas Stark 39 

Greifswald
Für den Wahlkreis waren 2 Kandi-
daten aufgestellt. Gewählt wurden:
Dr. Uwe Greese 50
Dr. Angela Löw 49

Neubrandenburg
Für den Wahlkreis war 1 Kandidat 
aufgestellt. Gewählt wurde:
Roman Kubetschek 50

Die gewählten Kammerdelegierten 
wurden vom Wahlleiter über die 
Wahl unterrichtet.
Gemäß § 16 der Wahlordnung kann 
jeder Wahlberechtigte gegen die 
Gültigkeit der Wahl der Kammer-
versammlung oder eines Mitgliedes 
binnen zwei Wochen nach Veröf-
fentlichung des Wahlergebnisses bei 
dem für seinen Wohnort zuständigen 
Verwaltungsgericht Klage erheben. 
Das Ergebnis gilt mit dem Zugang 
des Mitteilungsblattes dens 12/2010 
als veröffentlicht.

Die konstituierende Kammerver-
sammlung findet am 5. Januar 2011 
in Schwerin statt.

Delegiert nach § 16 Abs. 2 Heilbe-
rufsgesetz wurden in die neue Kam-
merversammlung von der Universität 
Rostock Prof. Dr. Peter Ottl und von 
der Universität Greifswald Prof. Dr. 
Dr. Georg Meyer.

Rechtsanwalt Franz-Joachim Hofer, 
Schwerin

Wahlleiter

Bekanntmachung des Ergebnisses der Wahlen
zur Kammerversammlung der Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern
Sechste Amtsperiode – Auszählung erfolgte am 8. Dezember 2010 in Schwerin
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Die diesjährige Bundesversamm-
lung der Zahnärztekammern, die am 
12. und 13. November in Frankfurt 
stattfand, stand zu einem großen Teil 
unter dem Eindruck der aktuellen 
GKV-Gesetzgebung. Der Präsident 
der Bundeszahnärztekammer Dr. 
Peter Engel beleuchtete in seinem 
politischen Bericht zunächst kritisch 
die aktuelle Gesundheitspolitik. Ins-
besondere sei festzustellen, dass es 
keinen Anlass gebe, die Reaktionen 
der Zahnärzteschaft auf das Über-
schreiten der Budgets zu kritisieren. 
Er wies darauf hin, dass alle notwen-
digen zahnärztlichen Behandlungen 
selbstverständlich durchgeführt wür-
den. Dennoch sei hervorzuheben, 
dass ein Budget unethisch, leistungs- 
und qualitätsfeindlich und somit 
nicht im Sinne der Patienten sei. Ein 
budget- und ein patientenorientierter 
Behandlungsansatz würden nicht zu-
sammengehören. 

Zum GKV-Finanzierungsgesetz er-
hob Dr. Engel die Forderung, endlich 
die Ostvergütung auf das Westniveau 
zu erhöhen. Die Einführung der Ko-
stenerstattung im Bereich der ge-
setzlichen Krankenversicherung als 

Wahlleistung sei schon lange über-
fällig. Zudem betonte Dr. Engel die 
Notwendigkeit der Novellierungen 
von Approbationsordnung und GOZ. 
Er wies darauf hin, dass die Zahnärz-
teschaft eine Öffnungsklausel, egal in 
welcher Form, grundlegend ablehnt. 
Als Reaktion auf die sich ändernden 
politischen Rahmenbedingungen hat 
die Bundeszahnärztekammer ihre 
politische Arbeit deutlich ausgebaut 
und ihre politische Kommunikation 
verstärkt.

Im Anschluss an den Bericht des 
Präsidenten gab es in der Bundesver-
sammlung eine heftige Diskussion 
dazu, wie auf die nach Auffassung 
des Gremiums verfehlte Gesund-
heitspolitik des vergangenen Jahres 
reagiert werden solle. Das Spektrum 
reichte von der Forderung nach einer 
sofortigen Arbeitseinstellung bis zu 
Vorschlägen, konstruktive Gespräche 
mit den politisch Verantwortlichen zu 
suchen. Abschließend betonte Dr. En-
gel: „Wir dürfen die Patienten in kei-
nem Fall aus der Praxis weisen.“ 

Dr. Dietmar Oesterreich, Vizeprä-
sident der Bundeszahnärztekammer 
und Präsident der Zahnärztekammer 

Mecklenburg-Vorpommern, berich-
tete sodann über das gemeinsam mit 
KZBV und Wissenschaft erarbeite-
te Reformkonzept für eine bessere 
zahnmedizinische Versorgung von 
Pflegebedürftigen und Menschen mit 
Behinderungen. Ferner wies er auf 
den Report „Rauchen und Mundge-
sundheit“ hin, der gemeinsam von 
Bundeszahnärztekammer und dem 
Deutschen Krebsforschungszentrum 
Heidelberg herausgegeben wur-
de. Sodann informierte Dr. Michael 
Frank, Bundeszahnärztekammer-Vi-
zepräsident, über den Stand der Mus-
terweiterbildungsordnung sowie die 
beginnende Pilotphase des Fehlerbe-
richts- und Lernsystems für Zahnarzt-
praxen der Zahnärztlichen Zentral-
stelle Qualitätssicherung.

Die Beschlüsse der Bundesver-
sammlung, die überwiegend ein-
stimmig bzw. mit großer Mehrheit 
verabschiedet wurden, sind auf der 
Internetseite der Bundeszahnärzte-
kammer www.bzaek.de veröffentli-
cht. 

Peter Ihle
Hauptgeschäftsführer

Zahnärztekammer M-V

„Budgets: unethisch, leistungs- und qualitätsfeindlich“
Bundesversammlung der Landeszahnärztekammern gegen gesetzliche Reglementierungen

Delegiert von der Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern: Hauptgeschäftsführer Peter Ihle, Referent für Öffentlich-
keitsarbeit, Dipl.-Stom. Gerald Flemming und Vizepräsident, Dipl.-Stom. Andreas Wegener (v.l.n.r.) Fotos: axentis

http://www.bzaek.de
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Der Deutsche Zahnärztetag reprä-
sentiert das komplette Spektrum der 
Zahnmedizin in Deutschland und ver-
eint Standespolitik, Praxis und Wis-
senschaft. Auf einer gemeinsamen 
Pressekonferenz machten die drei 
Organisationen deutlich, dass sie von 
der schwarz-gelben Koalition endlich 
Taten sehen wollen. Sie erwarten eine 
Strukturreform im Bereich der ver-
tragszahnärztlichen Versorgung, die 
überfällige Novellierung der Approba-
tionsordnung Zahnmedizin (AppOZ) 
sowie der privatrechtlichen Gebüh-
renordnung für Zahnärzte (GOZ) und 
wehren sich gegen die Einführung der 
sogenannten Öffnungsklausel. Für 
die Forschung und Wissenschaft for-
dern sie gemäß den aktuellen „Emp-
fehlungen zur Weiterentwicklung der 
ambulanten Universitätsmedizin in 
Deutschland“ des Wissenschaftsrates 
eine bessere personelle und materielle 
Ausstattung der Hochschulstandorte.

Für die BZÄK unterstrich Präsident 
Dr. Peter Engel erneut die Dringlich-
keit der Novellierung der 23 Jahre 
alten privatrechtlichen GOZ sowie 
die Umsetzung einer neuen AppOZ. 
Gemeinsam mit der Ärzteschaft wen-
de man sich gegen die Einführung der 
von der privaten Krankenversicherung 
(PKV) geforderten Öffnungsklausel 
im Bereich der privaten Gebühren-
ordnungen GOÄ und GOZ. „Die Bun-
desregierung hat sich im Koalitions-
vertrag darauf verständigt, die GOZ 
dem aktuellen Stand der Wissenschaft 

und den Erfordernissen der neugestal-
teten präventionsorientierten Zahn-, 
Mund-, und Kieferheilkunde (ZMK) 
anzugleichen. Dabei sollten die Kos-
tenentwicklungen mit berücksichtigt 
werden“, erklärte Engel. „Durch das 
Instrument der Öffnungsklausel wäre 
dieses Vorhaben konterkariert und 
außer Kraft gesetzt. Damit würde die 
Öffnungsklausel allein der Einfluss-
nahme auf das betriebswirtschaftliche 
Ergebnis der PKV dienen.“ Darüber 
hinaus appellierte er an die politische 
Unterstützung bei der besseren zahn-
medizinischen Versorgung älterer oder 
behinderter Menschen. Hier habe die 
Profession mit dem Reformkonzept 
„Mundgesund trotz Handicap und ho-
hem Alter“ beispielhaft Eigeninitiative 
gezeigt, um den erheblichen Versor-
gungsdefiziten für diese Patienten in 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) entgegenzuwirken. 

Der Vorsitzende des Vorstandes 
der KZBV, Dr. Jürgen Fedderwitz, 
mahnte die Umsetzung überfälliger 
Strukturreformen in der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung an. Die starren, 
grundlohnsummenorientierten Bud-
gets, die es nur im zahnmedizinischen 
Sektor gebe, müssten beseitigt wer-
den. „Die Budgets müssen weg. Sie 
führen zu Leistungsausgrenzung und 
Qualitätsverlust. Zahnmedizinische 
Leistungen im Wert von 150 Millio-
nen Euro jährlich werden derzeit nicht 
von den Krankenkassen bezahlt. Die 
Strukturen müssen umfassend refor-

miert werden, damit sich das nicht je-
des Jahr wiederholt. Die Politik kann 
dabei unbesorgt sein: Die zahnmedi-
zinische Versorgung ist kein Kosten-
treiber in der GKV – und das wird 
auch so bleiben.“

Die Einführung einer neuen, zu-
kunftsweisenden AppOZ, die nicht 
nur den fachlichen Fortschritt, son-
dern auch den demografischen Wan-
del berücksichtigt, forderte der Präsi-
dent der DGZMK, Prof. Dr. Thomas 
Hoffmann. Es sollten endlich die 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
aus dem Jahr 2005 umgesetzt und die 
finanzielle und personelle Ausstattung 
im Zahnmedizinstudium der der Me-
dizin angeglichen werden. Darüber 
hinaus sei es unabdingbar, wenn man 
die hervorragenden Forschungsleis-
tungen auch weiterhin erzielen und 
den Standort Deutschland attraktiv 
erhalten möchte, die Vergütungen der 
Hochschullehrer dem internationalen 
Standard anzugleichen. 

An die Adresse der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) gerich-
tet, kritisierte Hoffmann, dass es un-
verständlich sei, dass von der ohnehin 
zu geringen Anzahl von drei Fachkol-
legiaten noch auf zwei reduziert wor-
den sei, was lediglich ungefähr einem 
Prozent der medizinischen Fachkol-
legiate insgesamt entspricht. Dies sei 
den Forschungsaktivitäten der ZMK 
nicht zuträglich und konterkariere die 
Empfehlungen des Wissenschafts-
rates. BZÄK

Zahnärzte fordern Regierung zum Handeln auf 
Deutscher Zahnärztetag für Abschaffung der Budgets, eine neue GOZ sowie eine  
bessere Ausstattung der Hochschulstandorte

Der Vorstand der Bundeszahnärztekammer mit der Parlamentarischen Staatssekretärin Annette Widmann-Mauz (MdB) 
aus dem BMG. Fotos: axentis
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Die 14. Vertreterversammlung der 
KZBV, die am 10. und 11. November im 
Rahmen des Deutschen Zahnärztetages 
in Frankfurt tagte, zog eine kritische Bi-
lanz des ersten Jahres der schwarz-gelben 
Bundesregierung. In einer mit überwälti-
gender Mehrheit beschlossenen Reso-
lution beklagten die Delegierten, dass 
„der bisher von der Politik gegenüber 
der Zahnärzteschaft vermittelte General-
konsens zu den dringend notwendigen 
grundlegenden Strukturreformen keinen 
Niederschlag im GKV-Finanzierungs-
gesetz gefunden hat“. Die Budgetierung 
dauere an, und der tatsächliche Versor-
gungsbedarf der Patienten bleibe unbe-
rücksichtigt. Der Gesetzgeber wurde auf-
gefordert, die notwendigen „Reformen 
des zahnärztlichen Vergütungssystems 
2011 umzusetzen und damit dessen 
Wettbewerbs- und Leistungsfähigkeit 
sicherzustellen“. In einem gesonderten, 
ohne Gegenstimmen gefassten Beschluss 
legten die Delegierten fest, dass die po-
litische Durchsetzung der Reformziele 
weiterhin durch eine gezielte, mit den 
KZVs abgestimmte Öffentlichkeitsarbeit 
unterstützt werden soll. Dabei soll „auf 
der derzeitigen erfolgreichen Strategie“ 
aufgebaut werden. Die KZVs sollen dazu 
„die nötigen Hintergrunddaten und Infor-
mationen liefern“.

Der Staatssekretär im Bundesgesund-
heitsministerium, Stefan Kapferer, erklär-
te in einem Grußwort an die Delegierten, 
dass die Bundesregierung das strukturelle 
Reformvorhaben bewusst vom aktuellen 
Finanzierungsgesetz abgekoppelt habe. 
Er kündigte an, man werde das zahnärzt-
liche Reformprojekt, das Mehrausgaben 
für die GKV nach sich ziehen werde, 
aber 2011 in Angriff nehmen. 

Handlungsbedarf bei Ost-West-
Ausgleich und Kostenerstattung

Einstimmig sprachen sich die Delegier-
ten für eine vollständige Anhebung der 
vertragszahnärztlichen Honorare in den 
neuen Bundesländern und Berlin auf das 
durchschnittliche Niveau der alten Bun-
desländer aus. Die im Zuge des GKV-
Finanzierungsgesetzes vorgesehenen 
Anpassungsschritte würden diesem Ziel 
„nur teilweise gerecht“. Zwanzig Jahre 
nach der Wiedervereinigung der beiden 
deutschen Staaten müssten endlich „die 
einigungsbedingten Ungerechtigkeiten 
beseitigt sein“. 

Das Zahnärzteparlament votierte au-
ßerdem für eine weitere Liberalisierung 
der Kostenerstattung. Die im GKV-Fi-
nanzierungsgesetz fixierte Neuregelung 
sei zwar zu begrüßen, heißt es in einem 
entsprechenden Beschluss. Sie reiche 
aber weitem nicht aus, um eine „echte 
Liberalisierung und Gleichstellung der 
Kostenerstattung mit dem Sachleistungs-
prinzip“ zu erreichen. Der Gesetzgeber 
wurde daher aufgefordert, „den Versi-
cherten umgehend den barrierefreien 
Zugang zur Kostenerstattung zu gewähr-
leisten“.

Vertreterversammlung gegen
Basistarif

Einmütig sprach sich die Vertreterver-
sammlung dafür aus, den „Basistarif der 
PKV als systemwidriges Element aus 
dem SGB V zu streichen“. Heftige Kritik 
übte sie daran, dass der Gesetzgeber für 
die Beilegung von Differenzen zwischen 
PKV und Leistungserbringern über den 
Basistarif eine Schiedsstelle vorgesehen 
habe, die disparitätisch besetzt sei und 
damit „im Sozialrecht atypisch“. 

Bestätigt wurde diese kritische Auffas-
sung durch ein Rechtsgutachten, das der 
Verwaltungsrechtler Prof. Winfried Kluth 
von der Universität Halle-Wittenberg im 
Auftrag von Kassenärztlicher Bundesver-
einigung, Kassenzahnärztlicher Bundes-
vereinigung, Bundesärztekammer und 
Bundeszahnärztekammer erarbeitet hat-
te, und das auf der Pressekonferenz zum 
Deutschen Zahnärztetag am 12. Novem-
ber der Öffentlichkeit präsentiert wurde. 
Das Gutachten bewertet die Zusammen-
setzung der Schiedsstelle als „willkür-
liche gesetzgeberische Entscheidung“, 
die „gegen das Rechtsstaatsprinzip ver-
stößt und somit nichtig ist“. Es handle 
sich um eine Organisationsstruktur, die 
„die demokratische Legitimation und die 
Funktionsgerechtigkeit der Schiedsstelle 
in Frage stellt bzw. aufhebt“.

Gerechte Novellierung der GOZ ohne 
Öffnungsklausel

Hinsichtlich der Novellierung der GOZ 
forderten die Delegierten, „den angewie-
senen Anstieg der betriebswirtschaft-
lichen Kosten seit 1988 vollständig in die 
Festsetzung der Honorare einfließen zu 
lassen“. Die Einführung einer Öffnungs-
klausel für selektive Verträge lehnten sie 
strikt ab, weil damit „die Marktmacht der 
PKV einseitig und zu Lasten der Zahn-
ärzteschaft gestärkt“ würde und „tief in 
die Grundsätze der freien Arztwahl und 
ärztlichen Therapiefreiheit“ eingegriffen 
würde. 

Pflegebedürftige und Menschen mit 
Behinderungen

An die Politik richtete das Zahn-
ärzteparlament auch den Appell, „die 
Notwendigkeit einer bedarfsgerechten 
vertragszahnärztlichen Versorgung be-
hinderter und pflegebedürftiger Ver-
sicherter endlich anzuerkennen, den 
ordnungspolitischen Rahmen für eine 
Anspruchsberechtigung für diese Pa-
tientengruppen im SGB V zu schaffen 
und die dafür erforderlichen finanziellen 
Mittel zusätzlich bereit zu stellen“. Bei 
der zahnärztlichen Versorgung dieser 
Gruppen bestehe eine Versorgungslü-
cke. Mit dem bereits im vergangenen 
Sommer von der Vertreterversammlung 
beschlossenen Reformkonzept „Mund-
gesund trotz Handicap und hohem Al-
ter“ werde beispielhaft aufgezeigt, „wie 
die Versorgungsprobleme gelöst werden 
können“.

Vertreterversammlung der KZBV fordert  
umgehende Entbudgetierung 
Gesundheitsstaatssekretär Kapferer kündigt Reform für 2011 an

Unter den Delegierten der Vorstand der KZV M-V: Vorsitzender Wolfgang Abeln 
und Stellvertreter Dr. Manfred Krohn. Foto: Darchinger/KZBV



14 dens 12/2010

dEutschland

Die regelmäßig stattfindende Ta-
gung der Vorsitzenden der Vertreter-
versammlungen der Kassenzahnärzt-
lichen Vereinigungen Deutschlands 
wurde diesmal am 11. September in 
Potsdam durchgeführt.

Mit der Einführung der Hauptamt-
lichkeit für die Vorstände der Kas-
senzahnärztlichen Vereinigungen 
haben die Vertreterversammlungen 
vom Gesetzgeber die Aufgabe be-
kommen, den Vorstand zu überwa-
chen und mussten haftungsrechtliche 
Verantwortung übernehmen.

In der Vertreterversammlung der 
Kassenzahnärztlichen Bundesver-
einigung (KZBV) sind jeweils der 

Vorsitzende und sein Stellvertreter 
der einzelnen Länder-KZVs automa-
tisch Mitglieder. 

Da die Vertreterversammlung der 
KZBV aus 60 Mitgliedern besteht, 
werden die 26 weiteren Mitglieder 
von den einzelnen Länder-KZVs ent-
sprechend ihrer Mitgliederzahl aus 
dem Kreis der ehrenamtlich tätigen 
Zahnärztinnen und Zahnärzten der 
Vertreterversammlungen gewählt. 
Hierbei sollten nach Ansicht der 
Tagungsteilnehmer jeweils die Vor-
sitzenden der Länder-Vertreterver-
sammlungen aufgrund ihrer Verant-
wortung und ihres engen Kontaktes 
zum hauptamtlichen Vorstand und 
zur Vertreterversammlung delegiert 
werden. Daher empfiehlt die Runde 

der VV-Vorsitzenden den neu ge-
wählten Vertreterversammlungen der 
Länder-KZVs, unbedingt dafür Sor-
ge zu tragen, dass die VV-Vorsitzen-
den in die Vertreterversammlung der 
KZBV als Vertreter entsandt werden. 
Außerdem einigte sich die Gruppe 
der VV-Vorsitzenden auf die deut-
liche Empfehlung, den Vorstand der 
Vertreterversammlung der Kassen-
zahnärztlichen Bundesvereinigung 
aus den Reihen der ehrenamtlichen 
Mitglieder zu bilden bzw. zumindest 
eine/n ehrenamtlich tätige/n Zahn-
arzt/Zahnärztin in den KZBV-VV-
Vorsitz zu wählen.

Dr. Peter Schletter
VV-Vorsitzender der KZV M-V

Turnusgemäßer Gedankenaustausch in Potsdam
Tagung der Vorsitzenden der Vertreterversammlungen vor den Wahlen 

Die KZV-Vertreter aus den Ländern trafen sich in Potsdam Foto: privat
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Gemeinsames Anliegen von Bundes-
zahnärztekammer (BZÄK), Kassenzahn-
ärztlicher Bundesvereinigung (KZBV), 
der Deutschen Gesellschaft für Alters-
zahnmedizin (DGAZ) und der Arbeits-
gemeinschaft für zahnärztliche Behin-
dertenbehandlung im Berufsverband 
Deutscher Oralchirurgen (BDO) ist es, 
die Mundgesundheit von Pflegebedürf-
tigen und Menschen mit Behinderungen 
zu verbessern und die dafür erforder-
lichen Voraussetzungen zu schaffen. Um 
über dieses Thema zu informieren, luden 
die Bundestagsabgeordneten Dr. Rolf 

Koschorrek (CDU) und Ulrike Flach 
(FDP) am 26. Oktober zu einem zwei-
ten Parlamentarischen Abend in Berlin 
ein. Unter den rund 120 Teilnehmern aus 
Bundestag, Ministerien, Krankenkassen, 
Betroffenenorganisationen, Verbänden 
und Vereinen sowie Zahnärzteschaft 
waren der Patientenbeauftragte der Bun-
desregierung, Wolfgang Zöller, und der 
Beauftragte der Bundesregierung für die 
Belange behinderter Menschen, Hubert 
Hüppe, anwesend.

Dr. Imke Kaschke, stellvertr. Vorsitzen-
de der AG Behindertenbehandlung des 

BDO und Manager Healthy Athlets der 
Special Olympics Deutschlands sowie 
Prof. Dr. Ina Nitschke, Präsidentin der 
DGAZ, stellten die generellen Probleme 
sowie das gemeinsam entwickelte AuB-
Konzept vor. Pflegebedürftigkeit und Be-
hinderung erschweren die zahnärztliche 
Betreuung, sie erfordern mehr Zeit, mehr 
Personal, oft Allgemeinanästhesie oder 
Sedation und aufwändige Behandlungs-
planungen. 

Die Umsetzung des AuB-Konzepts 
setzt zunächst voraus, dass der Gesetz-
geber im SGB V einen ordnungspoli-
tischen Rahmen schafft. Ziel sei es, an 
die Regelungen der IP in § 22 SGB V an-
zuknüpfen. Die Details zur Umsetzung 
in den Richtlinien des Gemeinsamen 
Bundesausschusses nach § 92 SGB V 
wären dann hinsichtlich der Bewertung 
im Erweiterten Bewertungsausschuss 
festzulegen. Der Gastgeber Dr. Rolf 
Koschorrek hofft darauf, in der Politik 
den erforderlichen Druck aufbauen zu 
können. Im Vorfeld des Parlamenta-
rischen Abends fand ein Gespräch zwi-
schen BZÄK/KZBV und der Vorsitzen-
den des Gesundheitsausschusses Frau 
Dr. Carola Reimann (SPD), MdB, statt, 
in welchem ebenfalls die Umsetzungs-
möglichkeiten und Perspektiven des 
Konzeptes diskutiert wurden. 

BZÄK-Klartext 14/10

Zweiter Parlamentarischer Abend in Berlin 
Konzept zur vertragszahnärztlichen ambulanten Versorgung von Pflegebedürftigen 
und Menschen mit Behinderungen (AuB-Konzept)

Eine wichtige Neuerung des Arznei-
mittelmarktneuordnungsgesetzes (AM-
NOG) aus Patientensicht ist die feste 
Verankerung der unabhängigen Patien-
tenberatung in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung ab 2011. Die Patienten-
orientierung im Gesundheitswesen ist 
aus Sicht der Bundeszahnärztekammer 
(BZÄK) ein richtiger Schritt. „Von ei-
ner kompetenten Patientenberatung pro-
fitieren Patienten und Versicherte. Sie 
erhalten professionelle Informations- 
und Beratungsangebote und werden 
darin gestärkt, ihre Rechte selbstständig 
wahrnehmen zu können“, so der Vize-
präsident der Bundeszahnärztekammer, 
Dr. Dietmar Oesterreich. 

Bisher wurde die unabhängige Patien-
tenberatung im Rahmen eines Modell-
vorhabens gefördert. Die gewonnenen 
Erkenntnisse aus vier Jahren Modell-
laufzeit wurden nun von der Unabhän-

gigen Patientenberatung Deutschland 
(UPD) in Berlin präsentiert: Seit 2006 
haben etwa 250 000 Patienten Rat, 
Hilfe und individuell angepasste In-
formationen erhalten. Aber auch 7645 
Beschwerden z. B. über Behandlungen 
oder Rechnungen gingen im ersten 
Halbjahr 2010 bei der UPD ein. „In-
formationsbedürfnis und Beschwerden 
über Behandler oder Krankenkassen 
sind ein Zeichen für Transparenz und 
die Einbindung des Patienten. Die Pa-
tienten werden mündiger gemacht – das 
bringt Verantwortung und natürlich 
auch Nachfragen“, erklärt Oesterreich. 
Zwar ist das Verhältnis von zirka 2300 
Beschwerden im zahnärztlichen Sektor 
zu den im ersten Halbjahr 2010 zirka 
40 Millionen durchgeführten Behand-
lungsfällen äußerst gering. Trotzdem 
nimmt die Zahnärzteschaft diese Ergeb-
nisse sehr ernst und geht aktiv mit dem 

Thema im Rahmen der eingerichteten 
Patientenberatungsstellen sowie Gut-
achter- und Schlichtungsstellen in ihren 
Organisationen um. „Gerade im zahnme-
dizinischen Bereich ist der Patient durch 
die unterschiedlichen wissenschaftlich 
anerkannten Therapieoptionen und die 
gesetzlichen Entscheidungen zur Kos-
tenbeteiligung stärker in die Behand-
lungsabläufe involviert. Insbesondere 
die finanzielle Beteiligung der Patienten 
führt häufig zu Nachfragen“, so Oester-
reich weiter. Nach den Vorstellungen 
des Patientenbeauftragten der Bundes-
regierung, Wolfgang Zöller (MdB), soll 
die unabhängige Patientenberatung ab 
Januar im Rahmen einer verankerten 
Berichtspflicht über die Anfragen und 
Beschwerden eine patientenorientierte 
Rückmeldefunktion in das Gesundheits-
system gewährleisten.

BZÄK

Während des parlamentarischen Abends im Gespräch: Dr. Dietmar Oesterreich 
mit dem Bundestagsabgeordneten aus Mecklenburg-Vorpommern Rechtsanwalt 
Dietrich Monstadt

Gesundheit braucht aufgeklärte Patienten
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seit dem Frühjahr führt die Bundes-
zahnärztekammer (BZÄK) Ge-
spräche mit dem Bundesminis terium 
für Gesundheit (BMG) und gibt ihre 
fachliche Expertise zu der seit Jahren 
überfälligen Novellierung der Ge-
bührenordnung für Zahnärzte (GOZ). 
Was nach über 22 Jahren fachlich und 
betriebswirtschaftlich notwendig ist, 
haben wir mit der Honorarordnung 
für Zahnärzte (HOZ) dokumentiert 
und als Forderung formuliert. Was 
jedoch in der heutigen wirtschaftlich 
äußerst schwierigen Zeit von der Po-
litik finanziert werden kann und will, 
entscheiden leider nicht wir Zahn-
ärzte.

Unsere Aufgabe als Standesvertre-
ter ist es, die Politik zu beraten und 
für die Belange aller Zahnärztinnen 
und Zahnärzte wie auch der Patienten 
zu sensibilisieren. In diesem Sinne 
müssen und wollen wir das bestmög-
liche Ergebnis für uns und unsere Pa-
tienten erreichen. Vordringliches Ziel 
dabei ist, dass Ihnen weiterhin – ent-
sprechend den gesetzlichen Grundla-
gen der derzeitigen GOZ – eine in-
dividuelle Abrechnungsmöglichkeit 
erhalten bleibt.

Die Bundesregierung hat es sich 
zur Aufgabe gemacht, die GOZ an 
den aktuellen Stand der Wissenschaft 
anzupassen und dabei die Kostenent-
wicklungen der letzten 22 Jahre zu 
berücksichtigen. Dennoch haben die 
Verantwortlichen im BMG bis heute 
nicht erklärt, ob eine Öffnungsklau-
sel in der neuen GOZ verankert wer-
den soll – obwohl die Ablehnung der 
Klausel für den zahnärztlichen Be-
rufsstand von existenzieller Bedeu-
tung ist:

Nach Ansicht der Privaten Kran-
kenversicherung (PKV) soll es Ihnen 
durch die Öffnungsklausel – also einer 
Art Separatvereinbarung – möglich 

sein, direkte Verträge mit Privatver-
sicherern abzuschließen. Damit wäre 
es möglich, zahnärztliche Leistungen 
pauschaliert und außerhalb der zahn-
ärztlichen Gebührenordnung abzu-
rechnen.

Befürworter der Öffnungsklausel 
– allen voran die PKV – führen als 
vermeintliche Vorteile die Argumente 
„mehr Wettbewerb“ und „Kostener-
sparnis“ an. Fest steht aber, nicht 
Wettbewerb ist das Ziel der PKV, 
sondern ein Instrument in die Hände 
zu bekommen, das es ihr ermöglicht, 
die Preise der GOZ noch zu unter-
schreiten.

Die Bundeszahnärztekammer als 
Berufsvertretung der deutschen Zahn-
ärzteschaft spricht sich daher gegen 
eine Öffnungsklausel aus, da fairer 
Wettbewerb de facto verhindert, Pa-
tientenrechte wie die freie Arztwahl 
ausgehöhlt und die Behandlungsqua-
lität ernsthaft gefährdet würden.

Daher hat der Vorstand der 
Bundeszahnärztekammer auf seiner 
außerordentlichen Sitzung am 14. 
September 2010 folgenden Beschluss 
gefasst:

„Die Bundesregierung hat es sich 
– untermauert durch den Koaliti-
onsvertrag – zur Aufgabe gemacht, 
die Gebührenordnung für Zahnärzte 
(GOZ) an den aktuellen Stand der 
Wissenschaft anzupassen und dabei 
Kostenentwicklungen zu berücksich-
tigen. Dieses Vorhaben würde durch 
die Verankerung der so genannten 
Öffnungsklausel konterkariert, weil 
die GOZ und die damit beabsichtig-
ten Entwicklungen außer Kraft ge-
setzt würden. Die Bundeszahnärzte-
kammer fordert die Bundesregierung 
zu einem klaren Bekenntnis gegen die 
Öffnungsklausel in der GOZ auf. Die 
Bundeszahnärztekammer betont, dass 

eine Gebührenordnung mit einer Öff-
nungsklausel mit ganz erheblichen 
Gefahren für Patienten und Zahnärzte 
verbunden ist. Kann diese Klausel 
nicht verhindert werden, ist eine so 
geänderte GOZ für den Berufsstand 
nicht akzeptabel. Dann wäre die alte 
GOZ – obwohl fachlich und betriebs-
wirtschaftlich seit Jahren überholt – 
beizubehalten.“

Mit einem gemeinsam mit der Ärz-
teschaft entwickelten Positionspapier 
„5 gute Gründe gegen eine Öffnungs-
klausel“ haben wir den politischen 
Vertretern die Nachteile einer solchen 
Regelung im Detail aufgezeigt und 
erneut auf eine novellierte Gebühren-
ordnung als Alternative hingewiesen. 
Das Positionspapier ist nachfolgend 
abgedruckt. Es steht Ihnen in aktu-
eller Version auch auf der BZÄK-
Homepage zur Verfügung: www.
bzaek.de/fileadmin/PDFs/goz/positi-
on_oeffnungsklausel.pdf.

Als Vertreter der deutschen Zahn-
ärzteschaft auf Bundes- wie auf Lan-
desebene wollen wir gemeinsam mit 
der Politik eine Lösung finden, in der 
Behandlungsqualität, freier Wettbe-
werb und Patientenrechte mit einer 
kostenbewussten und effizienten 
zahnmedizinischen Versorgung in 
Übereinstimmung gebracht werden 
können. Daher sprechen wir uns zum 
heutigen Stand ausdrücklich für die 
bisherige GOZ mit Optionen zur in-
dividuellen Abrechnung statt neuer 
GOZ mit „Knebelvertrag“, sprich 
Öffnungsklausel, aus.

Gerade bei diesem Projekt ist es 
wichtig, mit einer Stimme nach außen 
zu treten – dabei brauchen wir auch 
Sie und bauen auf Ihre Unterstützung 
vor Ort. 

Herzlichen Dank!

Infobrief zur Novellierung der  
Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) 
Sehr verehrte Frau Kollegin, sehr geehrter Herr Kollege,

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

gez.
Dr. Peter Engel 
Präsident
der 
Bundeszahnärztekammer

gez.
Dr. Dietmar Oesterreich
Vizepräsident der Bundeszahnärzte-
kammer und Präsident der Zahnärzte-
kammer Mecklenburg-Vorpommern

gez.
Dipl.-Stom. Andreas Wegener
Vizepräsident und GOZ-Referent
der Zahnärztekammer
Mecklenburg-Vorpommern

http://www.bzaek.de/fileadmin/PDFs/goz/positi-on_oeffnungsklausel.pdf
http://www.bzaek.de/fileadmin/PDFs/goz/positi-on_oeffnungsklausel.pdf
http://www.bzaek.de/fileadmin/PDFs/goz/positi-on_oeffnungsklausel.pdf
http://www.bzaek.de/fileadmin/PDFs/goz/positi-on_oeffnungsklausel.pdf
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5 gute Gründe gegen eine Öffnungsklausel
Die aktuell von der Privaten 

Krankenversicherung (PKV) im Zu-
sammenhang mit den Gebührenord-
nungen für Zahnärzte (GOZ) und 
Ärzte (GOÄ) favorisierte Öffnungs-
klausel soll eine Separatvereinba-
rung zwischen Privatversicherer 
und Zahnarzt möglich machen. 

In direkten Verträgen sollen zahn-
ärztliche und ärztliche Leistungen 
künftig pauschaliert und damit au-
ßerhalb der (zahn)ärztlichen Ge-
bührenordnungen (GOZ und GOÄ) 
abgerechnet werden. So soll angeb-
lich mehr Wettbewerb und Kos-
tenersparnis im Gesundheitswesen 
möglich sein. 

Die Bundeszahnärztekammer 
(BZÄK) als Berufsvertretung der 
deutschen Zahnärzteschaft und die 
Bundesärztekammer als Spitzen-
organisation der ärztlichen Selbst-
verwaltung sprechen sich deutlich 
gegen eine solche Öffnungsklausel 
aus. Sie weisen darauf hin, dass die 
Öffnungsklausel weder echten Wett-
bewerb fördert, noch den Patienten 
hilft oder Kosten spart, sondern - im 
Gegenteil – die (zahn)medizinische 
Versorgung in Deutschland ernsthaft 
gefährdet.

Aus Sicht von BZÄK und BÄK 
gibt es deswegen fünf gute Gründe 
gegen die Öffnungsklausel.

1. Weniger Patientenrechte – mehr 
Abhängigkeit

Die Öffnungsklausel ist nicht 
nur europa- und berufsrechtlich 
bedenklich. Sie schränkt vor allem 
das verfassungsrechtlich gesicher-
te Anrecht der Patienten auf freie 
Arztwahl ein. Der Grund: Die Pa-
tienten werden auf Vertragsärzte 
ihrer Krankenversicherung fest-
gelegt und können den Arzt ihres 
Vertrauens nicht mehr frei wählen. 
Daran ändert auch die „Freiwil-
ligkeit“ des Beitritts in derartige 
Verträge nichts. Die amtlichen Ge-
bührenordnungen GOZ und GOÄ 
verfolgen das Ziel, zum Schutz 
des Patienten die Informations-
asymmetrie zwischen (Zahn)arzt 
und Patient auszugleichen. Diese 
gesetzgeberische Wertung würde 
durch die Öffnungsklausel konter-
kariert.

2. Mehr ruinöser Wettbewerb – 
weniger Behandlungsqualität

Die Befürworter der Öffnungs-
klausel führen immer wieder das 
Argument „mehr Wettbewerb“ und 
„Kostenersparnis“ als vermeintliche 
Vorteile an. Die Realität sähe aber 
anders aus: Ruinöser Preiswettbe-
werb zwischen (Zahn)ärztinnen 
und (Zahn)ärzten und immenser 
Kostendruck würden die Qualität 
der Behandlung und der eingesetz-
ten Werkstoffe ernsthaft gefährden. 
Nachdem die PKV-Unternehmen 
bereits mehr Geld für Verwaltung 
und Provisionen ausgeben als etwa 
für den gesamten Bereich der Zahn-
medizin, ist zu erwarten, dass die 
eingesparten Kosten lediglich ver-
sicherungsintern in die Verwaltung 
und Steuerung der Abläufe einflie-
ßen würden, ohne die Behandlungs-
qualität zu verbessern oder beim Pa-
tienten anzukommen.

3. Weniger (zahn)ärztliche Selbst-
verwaltung - mehr Preiskartelle

Die Öffnungsklausel zerschlägt 
die zuverlässigen Strukturen der 
(zahn)ärztlichen Selbstverwaltung, 
da (zahn)ärztliche Leistungen 
durch vertragliche Vereinbarungen 
mit der PKV pauschaliert – und 
damit außerhalb der Gebührenord-
nungen für Zahnärzte und Ärzte 
– vergütet würden. Bundesweite 
Vertragsnetze großer Versiche-
rungsunternehmen kämen Preis-
kartellen gleich. Diese Marktmacht 
könnte ausgenutzt werden, um ein-
seitig die Preise zu bestimmen. Die 
Zahnärzte und niedergelassenen 
Ärzte kämen wegen des von den 
Versicherungsunternehmen ge-
lenkten Patientenstroms mehr und 
mehr in Abhängigkeit. Da bei Ver-
tragsbeendigung ein Neuaufbau 
des Patientenstamms notwendig 
würde, bliebe den niedergelassenen 
(Zahn)ärztinnen und (Zahn)ärzten 
nichts anderes übrig, als sich dem 
Preisdiktat der Privaten Kassen zu 
unterwerfen. Eine solche Macht-
asymmetrie würde die (zahn)
ärztliche Versorgung zu Lasten 
der Patientinnen und Patienten in 
Deutschland gefährden. Sie hätte 
mit eigentlichem Wettbewerb und 
Marktwirtschaft im Gesundheits-
wesen gar nichts mehr gemein.

4. Mehr Konzentration – 
weniger (zahn)ärztliche 
Versorgung in der Fläche

Der durch die Öffnungsklausel 
entstehende Kostendruck und rui-
nöse Wettbewerb würde Konzen-
trationsprozesse zu Lasten einer 
flächendeckenden (zahn)medizi-
nischen Versorgung in Deutschland 
auslösen. Kleine Praxen außerhalb 
der Ballungsräume hätten es immer 
schwerer, wirtschaftlich zu über-
leben. Dies birgt die Gefahr, dass 
mittelfristig ganze Landstriche ohne 
(zahn)ärztliche Versorgung wären. 
Der Weg zum Zahnarzt würde damit 
immer länger, wie dies bei anderen 
Fachärzten bereits häufig zu bekla-
gen ist. Darunter würden vor allem 
ältere und pflegebedürftige und 
auch Menschen mit Behinderungen 
leiden.

5. Novellierung der GOZ statt 
blindem Aktionismus

Gesundheit ist ein übergeordnetes 
Gut. Der deutsche Gesetzgeber hat 
daher bewusst das Gesundheitswe-
sen nicht dem freien Markt überlas-
sen. Amtliche Gebührenordnungen 
sichern die ordnungsgemäße Er-
füllung der dem Freien Arztberuf/
Zahnarztberuf im Allgemeininte-
resse übertragenen Aufgaben und 
tragen zur Erhaltung der Volks-
gesundheit bei. Über existenzsi-
chernde Mindesthonorare wird ein 
ruinöser Preiswettbewerb im Be-
rufsstand verhindert und die Quali-
tät im deutschen Gesundheitswesen 
gesichert. Zugleich schützen stets 
aktualisierte Gebührenordnungen 
für die Freien Berufe die Patien-
tinnen und Patienten durch Festle-
gung von Höchstsätzen vor finan-
zieller Überforderung und erfüllen 
damit eine Verbraucherschutzfunk-
tion. Gerade in einem sich stärker 
am Markt orientierenden Gesund-
heitswesen ist diese Doppelschutz-
funktion von GOZ und GOÄ für 
Patientinnen und Patienten sowie 
für Zahnärzte/Ärzte unverzichtbar. 

Öffnungsklauseln, die es PKV-
Unternehmen erlauben würden, 
die Gebührenordnung zu umgehen, 
wären ein riskanter Schnellschuss 
und würden diese Schutzfunkti-
onen unterlaufen.
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anzeige

Staatsanwaltliche Ermittlungen ge-
gen einzelne Mitarbeiter der Deutschen 
Apotheker- und Ärztebank (apoBank) 
war verschiedenen Medien zu entneh-
men. Mögliche unrechtmäßige Vorteils-
nahme, hieß es weiter. 

Der Sprecher des Vorstands der Bank 
Herbert Pfennig hat deshalb unverzüg-
lich eine interne Untersuchung einge-
leitet, um schnell ein Bild über Ausmaß 
und Ursachen zu erhalten. Die ersten 
Ergebnisse deuten darauf hin, dass sich 
einzelne Vorstandsmitglieder und Mit-
arbeiter nicht korrekt verhalten haben 
und unter Verdacht stehen, unerlaubt 
persönliche Vorteile erhalten zu haben. 
Nach derzeitigem Erkenntnisstand sind 
Kunden nicht geschädigt worden. Im 
Zweifel wird die apoBank dafür Sorge 
tragen, dass kein Kunde der apoBank 
durch diese Vorfälle Nachteile erleidet. 
Zudem gibt es bislang keine Anhalts-
punkte, dass die Deutsche Apotheker- 
und Ärztebank einen monetären Scha-
den erlitten hat, welcher Einfluss auf 
ihr geplantes Geschäftsergebnis haben 
wird.

Aufsichtsrat und Herbert Pfennig, 
Sprecher des Vorstands, haben gemein-
sam diese ersten Ergebnisse beraten und 
ein Sofortprogramm beschlossen. Es 
beinhaltet folgende zentrale Punkte:

• Neuaufstellung des Vorstandsgremi-
ums

• Die apoBank setzt eine unabhän-
gige Untersuchungskommission 
ein, die sich aus internen und ex-
ternen Wirtschaftsprüfern, Juristen 
und Bankfachleuten zusammensetzt. 
Im Kontext der laufenden durch die 
Staatsanwaltschaft und BaFin be-
gleiteten Ermittlungen werden ins-
besondere die Einhaltung sämtlicher 
gesetzlichen Vorschriften und der 
internen Compliance untersucht. Bis 
Ende November wird diese Experten-
gruppe neben der laufenden Bericht-
erstattung Aufsichtsrat und Vorstand 
erste Zwischenergebnisse vorlegen, 
die belastbare Aussagen zu den ge-
samten Vorfällen und der weiteren 
Vorgehensweise enthalten.

• Nach Abschluss aller Untersuchungen 
wird der Vorstand auf Basis der Er-
kenntnisse einen Plan zu verschärften 
Präventions- und Überwachungsmaß-
nahmen vorlegen.

Es ist eine zentrale Stelle eingerich-
tet, die alle Kundenanfragen zu diesem 
Thema bündelt. Fragen können über die 
Telefon-Nummer 0800-5998-900 bzw. 
die Mail-Adresse fragenzumedicon@
apobank.de gestellt werden. Der apo-
Bank ist es wichtig, dass alle existie-
renden Vorwürfe, Vermutungen oder 
Unterstellungen vorbehaltlos überprüft 
und aufgeklärt werden. 

 apoBank

apoBank – keine Schädigung 
von Kunden 
Stellungnahme zu aktuellen Ermittlungen gegen Mitarbeiter Die schwarz-gelbe Mehrheit im Bun-

destag hat die Gesundheitsreform 2011 
und damit die Vorschläge von Bundesge-
sundheitsminister Philipp Rösler (FDP) 
beschlossen. Zuvor hatte Rösler bereits 
sein Arzneimittelsparpaket durchs Par-
lament gebracht. Mit beiden Gesetzen 
zusammen sollen die Kosten für Medi-
kamente, Ärzte und Kliniken nach An-
gaben des Gesundheitsministeriums im 
kommenden Jahr um über drei Milliarden 
Euro gesenkt werden. 

Rösler verteidigte den Umbau der 
Krankenversicherung. Die von ihm vor-
gesehene Neuerung, dass steigende Ge-
sundheitskosten künftig nur noch über 
steigende Zusatzbeiträge vom Kassen-
mitglied allein finanziert werden, sei ein 
Fortschritt. Dies bedeute, dass steigende 
Gesundheitskos ten nicht automatisch die 
Arbeitskosten hochtrieben.

Die Opposition griff Röslers Reform 
scharf an. Das Vorhaben weise den Weg 
in eine Drei-Klassen-Medizin und in 
eine Privatisierung der Gesundheitskos-
ten, kritisierten SPD, Linke und Grüne 
in der Schlussdebatte. Die Reform sieht 
vor, den herkömmlichen Krankenkassen-
beitrag nach der Erhöhung zum 1. Januar 
einzufrieren. Alle künftigen Kostenstei-
gerungen werden über Zusatzbeiträge fi-
nanziert, die die Kassenmitglieder ohne 
Unterstützung des Arbeitgebers allein 
zahlen. Das Honorar der Zahnärzte in den 
neuen Bundesländern wird in Richtung 
Westniveau angepasst, allerdings in vor-
läufigen Teilschritten und nicht auf das 
derzeitige Westniveau. KZV

Reform  
beschlossen
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Tagesordnung:
1. Begrüßung und Feststellung der satzungsmäßigen 

Einberufung
2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
3. Bestellung des Protokollführers und des Führers

der Rednerliste
4. Bekanntgabe der Tagesordnung und der gestellten  

Anträge
5. Fragestunde
6. Verpflichtung der Mitglieder der 

Vertreterversammlung
7. Wahl der/des Vorsitzenden der Vertreterversammlung
8. Wahl der/des stellv. Vorsitzenden der

Vertreterversammlung

9. Wahl der Mitglieder des hauptamtlichen
Vorstandes

10. Wahl der/des Vorsitzenden des Vorstandes
11. Wahl der/des stellvertretenden Vorsitzenden des 

Vorstandes 
12. Wahl der Mitglieder des Koordinationsgremiums
13. Wahl der Mitglieder des Haushalts- und 

Finanzausschusses
14. Wahl der Mitglieder des

Rechnungsprüfungsausschusses
15. Wahl der Mitglieder der Widerspruchsstelle
16. Wahl der Mitglieder des Disziplinarausschusses
17. Wahl der Mitglieder des Satzungsausschusses
18. Verschiedenes

Vertreterversammlung der KZV am 12. Januar 2011
Beginn: 13 Uhr
Ort: Erdgeschoss im Haus der Heilberufe, Wismarsche Straße 304, 19055 Schwerin, 

Ankündigung der konstituierenden

Unter der Überschrift „Stärkung der 
Gestaltungsmöglichkeit der Länder in 
der medizinischen Versorgung“ ha-
ben die Bundesländer auf einer Son-
der-Gesundheitsministerkonferenz 
(GMK) einstimmig eine Beschluss-
vorlage verabschiedet. Sie fordern 
mehr Mitsprache bei der Gestaltung 
der medizinischen Versorgung und 
haben dazu fünf Punkte formuliert:

• Die Bedarfsplanung soll künftig fle-
xibel und kleinräumig ausgestaltet 
werden; eine sektorübergreifende 
Rahmenplanung soll möglich sein; 
die Bedarfsplanung soll sich am 
tatsächlichen Versorgungsbedarf 
orientieren und Demografie und 
Morbiditätsentwicklung berück-
sichtigen.

• Die Länder fordern, an den Bera-
tungen des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses (GBA) zu Fragen der 
Bedarfsplanung in der ambulanten 
Versorgung und zu sektorübergrei-
fenden Qualitätsindikatoren durch 
ein Mitberatungsrecht (Antragsrecht 
und Anwesenheit bei Beschlussfas-
sung) beteiligt zu werden.

• Die Länder wollen ermächtigt wer-
den, ihre Beteiligungsrechte im 
Landesausschuss nach § 90 SGBV 
nach Maßgabe des Landesrechts 
auszugestalten und wahrzunehmen, 
z. B. durch eigene Vertreter in den 
Landesausschüssen, einer Ermäch-

tigungsgrundlage zur weiteren Aus-
gestaltung ihrer Beteiligungsrechte 
durch Rechtsverordnung.

• Die Länder halten eine sektor-
übergreifende Bedarfsplanung mit 
einem sektorübergreifenden Gremi-
um für erforderlich.

• Die Länder fordern, dass alle Verträ-
ge zwischen Kassen und Leistungs-
erbringern mit Auswirkungen auf 
das landesbezogene Versorgungs-
geschehen unabhängig von der auf-
sichtsrechtlichen Zuständigkeit für 
die Kassen dem Land vorzulegen 
sind – mit Beanstandungsrecht und 
Initiativrecht auf Landesebene.

Ferner haben sich die Gesundheits-
ministerkonferenz und das Bundesge-
sundheitsministerium darauf geeinigt, 
eine Kommission einzusetzen, die die 
Eckpunkte für ein Gesetz zur Sicher-
stellung der ärztlichen Versorgung in 
Deutschland erarbeiten soll. Nach den 
Vorstellungen von Bundesgesund-
heitsminister Rösler sollten in der 
Kommission auch Kassenärztliche 
Bundesvereinigung, Bundesärzte-
kammer, Deutsche Krankenhausge-
sellschaft, GKV-Spitzenverband und  
der Gemeinsame Bundesausschuss 
vertreten sein. Die Länder haben sich 
mit ihrer Position durchgesetzt, die-
se Organisationen über Anhörungen 
und Stellungnahmen in die Arbeit der 
Kommission einzubeziehen.

Einrichtung einer Kommission 
Bundesländer wollen stärker einbezogen werden
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„Vier Versprechen, doch zuerst ein 
Dank“, mit diesen Worten beginnt 
eine Anzeige der Bundeskanzlerin, 
in der sie sich an die Deutschen 
wendet. Zumindest an die, die eine 
Tageszeitung lesen. Denn die An-
zeigen sind deutschlandweit in allen 
regionalen und überregionalen Ta-
geszeitungen, diversen Magazinen 
und im Internet erschienen. Angela 
Merkel erklärt darin den Kurs der 
Bundesregierung und bedankt sich 
bei den Bundesbürgern dafür, dass 
Deutschland die weltweite Wirt-

schaftskrise am besten gemeistert 
hat. Das liest sich gut und ist vor 
allem sehr persönlich. Der Leser 
fühlt sich angesprochen – direkt. 
Und er ist auch direkt betroffen. Als 
Steuerzahler muss er die Anzeigen-
kosten von rund drei Millionen Euro 
tragen. Nicht jeder hat bei einem eng 
geschnürten milliardenschweren 
Sparpaket Verständnis für eine groß-
angelegte Imagekampagne der Bun-
desregierung. Auch wenn Klappern 
zum Handwerk gehört und Image 
beeinflussbar ist, sollten Mittel fein-

fühlig eingesetzt werden. Die Arbeit 
der Regierung muss gut sein und 
auch so dargestellt werden. Wenn al-
lerdings Arbeitsdefizite teuer als po-
sitive Nachrichten verkauft werden, 
bleibt ein bitterer Beigeschmack.

So hat die Bundesregierung insge-
samt ihren Etat für Öffentlichkeits-
arbeit in diesem Jahr erhöht. Dies 
geht aus einer Antwort der Bun-
desregierung auf eine Anfrage der 
Grünen-Abgeordneten Bärbel Höhn 
hervor. Größter Einzelposten in der 
Aufstellung ist der Etat des Bundes-
presseamtes mit 16 Millionen Euro. 
Steigerungen in Sachen Eigenwer-
bung liegen beim Finanzminis-
terium bei über 40 Prozent, beim 
Verkehrsministerium bei 45 Pro-
zent, beim Ministerium für Bildung 
und Forschung sogar bei 50 Prozent 
und beim Arbeitsministerium bei 29 
Prozent. Bundesgesundheitsminis-
ter Philipp Rösler glänzt in diesem 
Punkt und zeigt Vorbildwirkung. Er 
will an der eigenen Öffentlichkeits-
arbeit sparen, fast eine Million Euro 
sollen weniger ausgegeben werden.

Die Anzeigenkampagne der Bun-
desregierung wird unterdessen ein 
Fall für den Bund der Steuerzahler. 
Die Opposition läuft Sturm gegen 
die Schaltungen und lässt jetzt den 
Haushaltsausschuss des Bundes-
tages über Sinn oder Unsinn der PR-
Maßnahmen entscheiden.  

 Kerstin Abeln

Vier teure Versprechen 
Bundesregierung mit Anzeigenoffensive und gesteigerten Marketingausgaben

Teile der gesetzlichen Vorga-
ben zum Basistarif in der privaten 
Krankenversicherung verstoßen 
gegen das Rechtsstaatsprinzip. Das 
ist das Ergebnis eines Rechtsgut-
achtens, das der renommierte Ver-
waltungsrechtler Prof. Winfried 
Kluth von der Universität Halle-
Wittenberg im Auftrag von Kas-
senärztlicher Bundesvereinigung, 
Kassenzahnärztlicher Bundesver-
einigung, Bundesärztekammer und 
Bundeszahnärztekammer erarbei-
tet hat. Gegenstand des Gutachtens 
waren Rechtsfragen zur Besetzung 

der Schiedsstelle gem. § 75 Abs. 3c 
SGB V. Deren Zusammensetzung sei 
als „willkürliche gesetzgeberische 
Entscheidung zu sehen, die gegen 
das Rechtsstaatsprinzip verstößt und 
somit nichtig ist.“ Ärzte- und Zahn-
ärzteschaft sehen sich damit in ihrer 
kritischen Haltung zu den Basistarif-
Regelungen voll bestätigt. 

Die Schiedsstelle kann angerufen 
werden, wenn eine Ausgestaltung 
des Basistarifs zwischen Privaten 
Krankenversicherern und den Or-
ganisationen der Leistungserbringer 

auf dem Verhandlungswege nicht 
gelingt. Ihre Besetzung sieht neben 
Vertretern der Verhandlungsparteien 
und neutralen Schiedspersonen auch 
je einen stimmberechtigten Vertreter 
des Bundesgesundheitsministeriums 
und des Bundesministeriums der Fi-
nanzen vor. Durch die Hinzufügung 
dieser beiden Vertreter werde, so 
das Fazit des Gutachtens, „eine für 
Schiedsstellen atypische Organi-
sationsstruktur geschaffen, die die 
demokratische Legitimation und die 
Funktionsgerechtigkeit der Schieds-
stelle in Frage stellt bzw. aufhebt.“

Basistarif-Regelungen rechtswidrig 
Gemeinsame Pressemitteilung von KBV, BÄK, KZBV und BZÄK

Deutschlandweit erschienen die Anzeigen der Bundeskanzlerin Angela 
Merkel  in den Medien und werden unterdessen ein Fall für den Bund der 
Steuerzahler. 
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Die Professionelle Zahnreinigung 
ist eine individuelle präventive zahn-
medizinische Leistung, die bei klar 
definierten Inhalten ihren individu-
ellen Preis hat. Das wurde deutlich 
in der Sendung „Visite“ am Dienstag, 
26. Oktober im NDR-Fernsehen. In 
fast fünf Minuten gab die Sendung 
Einblicke in die Arbeitsschritte einer 
PZR und klärte auch über Kosten und 
Risiken auf, sie vermittelte Informa-
tionen zur Fortbildung der Praxismit-
arbeiterinnen für die Durchführung 
der PZR am Norddeutschen Fortbil-
dungsinstitut für zahnmedizinische 
Assistenzberufe (NFI) und sie lieferte 
den Patienten Informationen zur per-
sönlichen Mundhygiene.

Das Service-Thema am Ende einer 
VISITE-Sendung bringt ein konkretes 
Thema kurz und knapp auf den Punkt. 
Den Recherche- und Drehaufwand 
sieht der Zuschauer dabei nicht. Die 
Recherche der Redakteurin begann 
bei der Pressestelle der Bundeszahn-
ärztekammer. So kam Dr. Diet-
mar Oesterreich, Vizepräsident der 
Bundeszahnärztekammer, zuständig 
für die Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit der BZÄK, ins Spiel. Er schlug 
als Drehort das NFI in Billstedt vor, 
worauf die Redakteurin gern einging. 
In einem Vorgespräch mit der Leite-
rin des NFI-Lehrbetriebes, Susanne 
Graack, und dem Institutsleiter, Dr. 
Hans-Ulrich Fischer, sowie einer 
Ortsbesichtigung wurde der Rahmen 
der Sendung abgesteckt. Die Redak-
teurin sagte auch zu, im NFI die Fort-
bildung der Praxismitarbeiterinnen 
filmen zu können. Das sollte sich in 
der Umsetzung dann allerdings als 
schwierig erweisen, da der aktuelle 
Kurs gerade beendet war. So halfen 
NFI-Mitarbeiterinnen als Statisten 
bei diesen Einstellungen aus. Dem 
Zuschauer dürfte das nicht aufgefal-
len sein.

Der Dreh musste realistisch sein, da 
viele Worte im Fernsehen von vielen 
bewegten Bildern unterlegt werden 
müssen. Susanne Graack stellte da-
her ein komprimiertes Programm der 
Ausbildungsschritte am NFI für das 
NDR-Team zusammen. Alles wur-
de vorgeführt wie bei einer wirkli-
chen Fortbildungsmaßnahme. Dabei 
gelangen dem Team sogar schöne 
Nah-Aufnahmen, die den zahnme-

dizinischen Vorgang abbildeten und 
trotzdem noch sehr ästhetisch waren. 
Wie zeitaufwändig das ist, kann er-
fassen, wer schon mal ein TV-Team 
in seiner Praxis hatte. 

Das NDR-Team brachte für die 
Dreharbeiten am NFI eine eigene 
„Patientin“ mit. Das erleichterte die 
Aufnahmen, da die Patientin sehr viel 
Geduld für die technischen Anforde-
rungen des Kameramannes hatte. 

Nun lebt jeder Fernsehbeitrag von 
Expertenaussagen. Als Fachleute ka-
men Susanne Graack und Dr. Oester-
reich zu Wort. Für das Interview mit 
dem Zahnarzt kam das Team zu einem 
extra Drehtermin. Dr. Oesterreich 
jagte für das Frage-Antwort-Spiel aus 
seiner Praxis in Stavenhagen nach 
Billstedt. Nach einem sehr kurzen 
Vorgespräch nahm der Präsident der 
Zahnärztekammer Mecklenburg-
Vorpommern auf dem heißen Stuhl 
Platz. Mit der üblichen Interviewform 
setzt sich Dr. Oesterreich laufend bei 
Presseterminen auseinander. Dieses 
„Gespräch“ lief dann allerdings et-
was anders. Die Redakteurin stellte 
zwar eine Frage, der Interviewpart-
ner sollte hierauf aber keine Antwort 
formulieren, sondern ein Statement, 
das die Frage aufgriff. Selbst für Dr. 
Oesterreich war dies ungewohnt. Der 
Vorteil für die Redakteurin lag darin, 
die einzelnen Statements des Zahn-
arztes überall einsetzen zu können. 

Im Statement sagte Dr. Oesterreich 
unter anderem: „Die Professionelle 
Zahnreinigung ist keine kosmetische, 
sondern eine sinnvolle zahnmedizi-
nische Leistung. Ziel ist es, die Bak-
terien von der Zahnoberfläche zu ent-
fernen und nicht nur, wie manch einer 
vielleicht denkt, die Tee-, Kaffee- 

oder andere Genussmittelbeläge von 
der Zahnoberfläche zu entfernen.“ 

Und: „Es kann sein, dass bei Herz-
kreislauferkrankungen ein Antibio-
tikaschutz notwendig ist oder sogar 
unter Umständen blutverdünnende 
Medikamente in Abstimmung mit 
dem Arzt abgesetzt werden müssen.“

Zu den Kosten sagte Dr. Oester-
reich: „Der Zahnarzt ist nach der 
Gebührenordnung für Zahnärzte ge-
halten, entsprechend Umstand, Zeit-
aufwand und Schwierigkeitsgrad die 
Berechnung der Leistung vorzuneh-
men.“ Ergänzend dazu stellt die Stim-
me im NDR-Film fest, dass der Betrag 
sehr unterschiedlich sei, er läge so 
zwischen 70 und 80 Euro und die Be-
handlung dauere etwa eine Stunde.

Zur Frage, wie oft eine PZR not-
wendig ist, sagte Dr. Oesterreich: „Es 
kann durchaus sein, dass Sie jedes 
Vierteljahr eine PZR beim Zahnarzt 
durchführen lassen müssen. Es kann 
aber auch sein, dass Sie vielleicht nur 
alle zwei Jahre zu ihm müssen. Ihr 
Erkrankungsstand hinsichtlich Kari-
es, Zahnbettentzündung aber auch die 
eigene Mundhygiene bestimmen die 
Häufigkeit der Inanspruchnahme sehr 
wesentlich mit.“

So entstand aus vielen Puzzleteilen 
ein rundum gelungener Beitrag um 
die Professionelle Zahnreinigung. 

Folgendes Fazit zieht die Redak-
teurin am Ende des Beitrages: „Sorg-
fältige Zahnpflege zuhause und eine 
regelmäßige Professionelle Zahnrei-
nigung sind der beste Weg, sich ein 
gesundes Gebiss zu erhalten.“

Die Sendung ist im Internet ab-
rufbar unter: http://www.ndr.de/
fernsehen/sendungen/visite/medi-
zin/haut_haar_zaehne/zahnreini-
gung101.html et

„VISITE“ sagt ja zur Professionellen Zahnreinigung 
Kurzer Filmdreh entsteht zeitaufwändig aus vielen Puzzleteilen

http://www.ndr.de
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Über 1400 Teilnehmer reisten zum 
brandenburgischen Zahnärztetag am 
19./20. November nach Cottbus, um 
sich über Entwicklungen und aktu-
elle Trends zum Tagungsthema „Up-
date Zahn-Mund-Kieferheilkunde“ 
zu informieren. Eröffnet wurde der 
Kongress durch den Präsidenten der 
Landeszahnärztekammer Branden-
burg (LZÄKB), Jürgen Herbert. Er 
sagte, dass für alle Kollegen wieder 
der Patient im Mittelpunkt stehen 
müsse: „Wettbewerb und Marketing-
druck können nicht bedeutsamer sein 
als die Kollegialität.“ Staatssekretär 
Dr. Heinrich-Daniel Rühmkorf (Die 
Linke) plädierte dafür, die „Heraus-
forderungen unserer Zeit gemeinsam 
zu bewältigen und gemeinsam Ziele 
festzulegen“. Dr. Gerhard Bundschuh, 
Vorsitzender der KZV Brandenburg 
(KZVLB), appellierte an die Zahn-
ärzteschaft: „Wir müssen die Hono-
rarangleichung Ost-West endlich er-
reichen. In Sachen Honorarordnung 
haben wir die berechtigte Forderung 
nach angemessener Vergütung.“

Prof. Dr. Dr. Georg Meyer, wis-
senschaftlicher Leiter des Zahnärzte-
tages, kündigte unter dem Slogan 
„Zahnmedizin ist auch Medizin“ 
eine Annäherung an: Die Appro-
bationsordnungen sollen einander 
angeglichen werden. 1991 fand der 
Brandenburgische Zahnärztetag erst-
mals in Cottbus statt. Zahnärzte und 
Zahnmedizinische Fachangestellte 
reisen inzwischen aus dem gesamten 
Bundesgebiet an. zm

20 Jahre Zahnärztetag in Brandenburg 

Politik trifft Standespolitik: Dr. Erwin Deichsel (links), Vorstandsmitglied der 
LZÄKB für Fort- und Weiterbildung, Dr. Daniel Rühmkorf (Mitte), Gesund-
heitsstaatsekretär des Landes Brandenburg, sowie Dipl.-Stom. Jürgen Herbert 
(rechts), LZÄKB-Präsident im Pausengespräch. Fotos: LZÄKB

Wissenschaft trifft Kunst: Der Brandenburger Zahnärztetag wurde wieder von 
einer Kunstausstellung begleitet. In allen Tagungsräumen fanden sich Skulp-
turen und Bilder des brandenburgischen Künstlers Willi Selma aus Laasow.
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  1 - 5   Mitarbeiter   97,06 € / 5 Jahre

  6 - 10 Mitarbeiter 114,72 € / 5 Jahre

11 - 15 Mitarbeiter 150,57 € / 5 Jahre

16 - 20 Mitarbeiter 186,43 € / 5 Jahre

Tabelle 2: Aufstellung der von der Firma angebotenen Zusatzmodule

• Überprüfung der Feuerlöscher alle 2 Jahre: 
 8,44 € (netto) je Feuerlöscher incl. Prüfset, Fahrkosten und Dokumentation
• Überprüfung E- Anlagen:
 Überprüfung der ortsveränderlichen elektrischen Geräte gemäß BGVA3
 1,94 € (netto) je Gerät incl. Fahrkosten und Dokumentation
• Durchführung von arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen nach 

der BGVA4:
 Alle arbeitsmedizinischen Leistungen, einschließlich der Vorsorgeunter-
 suchungen, werden nach der Gebührenordnung der Ärzte (bis 1,17-facher
 Satz) berechnet.

Am 1. Januar 2011 ändern sich die 
gesetzlichen Vorgaben zur arbeits-
medizinischen und sicherheitstech-
nischen Betreuung in den Betrieben. 
Dann tritt die Unfallverhütungsvor-
schrift „Betriebsärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit“ des Spitzenver-
bandes der  Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV Vorschrift 
2) in Kraft und löst die BGV A2 ab. 

Damit gibt es erstmals für Berufs-
genossenschaften und Unfallversi-
cherungsträger der öffentlichen Hand 
eine einheitliche und gleichlautende 
Vorgabe zur Konkretisierung des Ar-
beitssicherheitsgesetzes (ASiG).

Im Zuge der Angleichung des be-
stehenden Rahmenvertrages an die 
Änderung der gesetzlichen Grundlage 
hat der Ausschuss Zahnärztliche Be-
rufsausübung und Hygiene der Zahn-
ärztekammer Mecklenburg-Vorpom-
mern mit der Firma TECOM Consult 
und Ingenieurgesellschaft mbH Waren 
eine Anpassung der Honorarsätze ver-
handelt. Die bisherigen Honorarsätze 
basieren auf dem ersten Rahmenver-
trag von 1998.

Der neue Rahmenvertrag sieht nun-
mehr eine Anhebung der Honorarsätze 
um 15 Prozent mit gleichzeitiger Fest-
schreibung dieser neuen Honorarsätze 
bis 2020 vor. Für eine Praxis mit bis 
zu 5 Mitarbeitern ergibt sich damit für 
den Zeitraum von 5 Jahren eine Stei-
gerung von 84,40 Euro auf 97,06 Euro 
(Tabelle 1).

Die Betreuungsleistungen und -in-
halte (u.a. die Erstellung der Gefähr-
dungsbeurteilungen) für Zahnarztpra-
xen mit 1 bis 10 Arbeitnehmern ändern 
sich nicht. Auch die individuell getrof-
fenen Sonderregelungen für Zahnarzt-
praxen ab 11 Arbeitnehmer haben nach 
Aussage von Tecom Bestand.

Die Ingenieure der TECOM werden 
die Zahnarztpraxen nach dem bishe-
rigen 5-Jahres-Zyklus weiter betreuen. 
Der Rahmenvertrag ist ein Angebot 
von Zahnärztekammer und Firma Te-
com zur Lösung der Problematik der 
gesetzlich geforderten arbeitsmedi-
zinischen und sicherheitstechnischen 
Betreuung. Ein Beitritt zum Rahmen-
vertrag ist selbstverständlich freiwil-
lig. Die Vertreter der Firma Tecom 
werden beim nächsten anstehenden 
Praxisbesuch vor Ort der Praxisinha-
berin/dem Praxisinhaber den Beitritt 
zum Rahmenvertrag anbieten.
Darüber hinaus kann die Firma Tecom 

Änderungen im BuS-Dienst ab 1. Januar 2011
Neufassung des Rahmenvertrages mit der Firma TECOM Waren

mit zusätzlichen Leistungen beauftragt 
werden (Zusatzmodule Tabelle 2). 
Auch hier muss jede Praxisinhaberin/
jeder Praxisinhaber selbst entscheiden, 
ob er dieses Angebot nutzt. Zu beach-
ten ist, dass beauftragte Vorsorgeunter-
suchungen ab dem 1. Januar 2011 von 
der Firma Tecom nicht mehr nach Stun-
densätzen, sondern nach der GOÄ (bis 
1,17-facher Satz) abgerechnet werden.

Der Wortlaut des neuen Rahmen-
vertrages kann auf der Internetseite 
der Homepage der Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern (www.
zaekmv.de) im internen Bereich un-
ter Handbücher/Checklisten-BuS-
Handbuch im Kapitel 3 nachgelesen 
werden.

Ausschuss Zahnärztliche Berufsausübung 
und Hygiene

Die Kassenzahnärztliche Bundes-
vereinigung (KZBV) verfolgt eine 
langfristige Strategie zur Moderni-
sierung der vertragszahnärztlichen 
Versorgung, die auch 
den sukzessiven Um-
bau der Organisation zu 
einem modernen Dienst-
leistungsunternehmen 
umfasst. Diese Strategie 
ist getragen von der Vi-
sion, eine patientennahe, 
hochwertige Versorgung 
dauerhaft zu sichern und 
die Mundgesundheit in 
Deutschland weiter zu 
verbessern. An der Ver-
wirklichung dieser Vi-
sion wurde auch im zu-
rückliegenden Jahr mit 

Konzepten und Vorschlägen gearbeitet 
– für ein stimmiges Gefüge, die kluge 
Anordnung richtiger Details, die pas-
senden Strukturen. Denn bei genauerer 

Betrachtung ist alles eine 
Frage passender Struk-
turen.

All das und noch viel 
mehr ist nachzulesen im 
aktuellen Geschäftsbe-
richt der KZBV. Bei Inte-
resse kann dieser als pdf-
Datei von der Webseite 
– www.kzbv.de – herun-
tergeladen oder über das 
Online-Bestellformular 
im Bereich Service/Mate-
rialien ein Printexemplar 
angefordert werden. 

KZV

Geschäftsbericht 2009/2010 veröffentlicht

Tabelle 1: Honorarsätze ab dem 
1. Januar 2011
Für die Grundbetreuung und anlass-
bezogene Betreuung (mit Ausnahme 
der Vorsorgeuntersuchung) wird eine 
Betreuungspauschale wie folgt gestaf-
felt nach Mitarbeiterzahlen vereinbart 
(Nettobeträge):

http://www.zaekmv.de
http://www.zaekmv.de
http://www.kzbv.de
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Führung von Börsen
Bei der Kassenzahnärztlichen Verei-
nigung Mecklenburg-Vorpommern 
werden nachstehende Börsen geführt 
und können bei Bedarf angefordert 
werden:
• Vorbereitungsassistenten/Zahnärzte 

suchen Anstellung
• Praxis sucht Vorbereitungsassis-

tenten/Entlastungsassistenten/ange-
stellten Zahnarzt

• Praxisabgabe
• Praxisübernahme
• Übernahme von Praxisvertretung

Sitzungstermine des 
Zulassungsausschusses 
Die nächsten Sitzungen des Zulas-
sungsausschusses für Zahnärzte finden 
am 19. Januar 2011 (Annahmestopp 
von Anträgen: 5. Januar 2011) sowie 
am 23. März 2011 (Annahmestopp 
von Anträgen: 2. März 2011)statt.
Es wird ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass Anträge an den Zulassungs-
ausschuss rechtzeitig, d. h. mindestens 
drei Wochen vor der Sitzung des Zu-
lassungsausschusses, bei der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung Mecklen-
burg-Vorpommern, Geschäftsstelle des 
Zulassungsausschusses, Wismarsche 
Straße 304, 19055 Schwerin, einzurei-
chen sind. 

Für die Bearbeitung und Prüfung der 
eingereichten Anträge und Unterlagen 
wird von der Geschäftsstelle des Zu-
lassungsausschusses dieser Zeitraum 
vor der Sitzung des Zulassungsaus-
schusses benötigt. Diese Frist dürfte 
auch im Interesse des Antragstellers 
sein, da fehlende Unterlagen noch 

rechtzeitig angefordert und nachge-
reicht werden können.
Der Zulassungsausschuss beschließt 
über Anträge gemäß der §§ 18, 26-32b 
der Zulassungsverordnung für Ver-
tragszahnärzte grundsätzlich nur bei 
Vollständigkeit der Antragsunterlagen. 
Anträge mit unvollständigen Unter-
lagen, nichtgezahlter Antragsgebühr 
oder verspätet eingereicht e Anträge 
werden dem Zulassungsausschuss 
nicht vorgelegt und demnach auch 
nicht entschieden.

Nachstehend aufgeführte Anträge/
Mitteilungen erfordern die Beschluss-
fassung des Zulassungsausschusses:
• Ruhen der Zulassung
• Zulassung, Teilzulassung, Ermäch-

tigung
• Beschäftigung eines angestellten 

Zahnarztes
• Verlegung des Vertragszahnarzt-

sitzes (auch innerhalb des Ortes)
• Führung einer Berufausübungsge-

meinschaft (Genehmigung nur zum 
Quartalsanfang)

• Verzicht auf die Zulassung

Beschäftigung eines angestellten 
Zahnarztes 
Kira Heiden, niedergelassen in 
18435 Stralsund, Prohner Straße 42, 
beschäftigt ab 15. November Tho-
mas Groß als ganztags angestellten 
Zahnarzt 

Dr. med. Brigitte Kasch, niederge-
lassen in 18435 Stralsund, Spielha-
genstraße 2, beschäftigt ab 25. No-
vember Dr. med. dent. Andrea Schlie 
als ganztags angestellte Zahnärztin. 

Dr. med. Gerd Klinke, niedergelassen 
in 17489 Greifswald, Schuhhagen 18, 
beschäftigt ab 1. Dezember Denise 
Kunze als ganztags angestellte Zahn-
ärztin. 

Dr. med. dent. Jens Palluch, nieder-
gelassen in 18182 Bentwisch, Stral-
sunder Straße 50a, beschäftigt ab 6. 
Dezember Lucy Kleffling als ganz-
tags angestellte Zahnärztin. 

Die Anstellung von Catharina Esch-
ner in der Praxis Julia Pohl in 17258 
Feldberger Seenlandschaft, Strelitzer 
Straße 38, endete am 30. September.

Die Anstellung von Anne Kristin Ah-
rens in der Praxis Dr. med. Thomas 
und Dirk Röhrdanz in 18057 Rostock, 
Wismarsche Straße 32, endete am 12. 
November.
Näheres bei der KZV (Telefon 0385-
54 92-130 oder unter der E-Mail: mit-
gliederwesen@kzvmv.de).

Ende der Niederlassung 
Reingard Burmeister, niedergelassen 
seit dem 1. Juli 1992 in 18273 Güs-
trow, Mühlenstraße 15/16, nimmt 
nach dem Ruhen ihrer Zulassung die 
vertragszahnärztliche Tätigkeit nicht 
wieder auf. Die Zulassung endete am 
30. November.

Berufsausübungsgemeinschaft
Dr. med. Leila Menzel und Ivonne 
Menzel führen ab 10. November eine 
örtliche Berufsausübungsgemein-
schaft am Vertragszahnarztsitz 18106 
Rostock, Bertold-Brecht-Straße 19.

KZV

Service der Kassenzahnärztlichen Vereinigung
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Prüfungstermine  
für ZFA 2011

Der Zentrale Prüfungsausschuss 
der Zahnärztekammer Mecklenburg-
Vorpommern hat für 2011 folgende 
Prüfungstermine beschlossen:

Zwischenprüfungen
Die Zwischenprüfungen finden 

einheitlich an allen vier Berufsschul-
standorten, Rostock, Waren, Greifs-
wald und Schwerin, des Landes 
Meck lenburg-Vorpommern am Mitt-
woch, den 18. Mai 2011 in der Zeit 
von 8 bis 10 Uhr statt.

Abschlussprüfungen
Die schriftlichen Abschlussprü-

fungen werden am Mittwoch den 8. 
Juni 2011 für alle angemeldeten Aus-
zubildenden in den Berufsschulen 
Greifswald, Rostock, Schwerin und 
Waren in der Zeit von 8 bis 15 Uhr 
durchgeführt.

Das Formular zur Anmeldung der 
Zwischenprüfung und Abschlussprü-
fung wird der Ausbilderpraxis durch 
das Referat ZAH/ZFA der Zahnärzte-
kammer Mecklenburg-Vorpommern 
zugeschickt.

Für die schriftlichen Prüfungen sind 
die Auszubildenden nach Berufsbil-
dungsgesetz § 15 freizustellen.

Die mündlichen Abschlussprü-
fungen finden zu folgenden Terminen 
statt:
• 29. Juni und 30. Juni 2011

Berufliche Schule Greifswald
• 30. Juni 2011

Berufliche Schule Waren
• 6. Juli 2011

Berufliche Schule  Schwerin
• 8. und 9. Juli 2011

Berufliche Schule Rostock

Das Referat ZAH/ZFA bittet fol-
gende Unterlagen zeitgleich mit der 
Anmeldung für die Abschlussprüfung 
einzureichen:
• Anmeldeformular der Zahnärzte-

kammer 
• Beurteilung des Arbeitgebers über 

die drei Ausbildungsjahre
• Ausbildungsnachweis

Die Zertifikate und Zeugnisse wer-
den in einem feierlichen Rahmen am 
13. Juli 2011 in Waren, Greifswald 
und Schwerin und am 14. Juli 2011 in 
Rostock übergeben

Referat ZAH/ZFA

Das Statistische Jahrbuch der Bun-
deszahnärztekammer ist anlässlich 
des Deutschen Zahnärztetages in drit-
ter, überarbeiteter Ausgabe erschie-
nen. Die Ausgabe 2009/2010 zeigt 
die gegenwärtigen Entwicklungen in 
der Zahnmedizin auf. Diverse Daten 
zur zahnärztlichen Versorgung, Zah-
len zur nationalen und internationa-
len Mundgesundheit oder Statistiken 
über niedergelassene Zahnärzte sind 
auf über 200 Seiten übersichtlich auf-
bereitet. Auch die GOZ-Analyse 2009 
ist hier erstmals abgedruckt. Das Sta-
tistische Jahrbuch 2009/2010 kann 
zum Preis von 10 Euro zzgl. Versand 
über die Bundeszahnärztekammer 
bezogen werden: http://www.bzaek.
de/wir-ueber-uns/daten-und-zahlen/sta-
tistische-publikationen/statistische-jahr-
buch.html 

BZÄK

Statistisches Jahrbuch der 
Bundeszahnärztekammer

http://www.bzaek
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22. Januar 
Warum Psychosomatik in der zahn-
ärztlichen Praxis?
Von der Diagnostik bis zur Therapie
Priv.-Doz. Dr. Anne Wolowski
9 – 16.30 Uhr
Trihotel am Schweizer Wald
Tessiner Straße 103
18055 Rostock
Seminar Nr. 5
Seminargebühr: 155 €

26. Januar
Aktualisierungskurs Fachkunde im 
Strahlenschutz
Prof. Dr. Uwe Rother, Dr. Ralf Bo-
nitz, Priv.-Doz. Dr. Peter Machinek
14.30 – 20.30 Uhr
Radisson Blu Hotel
Treptower Straße 1

17033 Neubrandenburg
Seminar Nr. 6
Seminargebühr: 90 €

23. Februar 
Update zur professionellen Zahnrei-
nigung (Fortbildung für die zahnärzt-
liche Mitarbeiterin)  
DH Jutta Daus
14 – 19 Uhr
Zentrum für ZMK 
W.-Rathenau-Straße 42a
17489 Greifswald
Seminar Nr. 37
Seminargebühr: 210 €

26. Februar 
Die klinische Funktionsanalyse – eine 
Schnittstelle zur erfolgreichen Be-
handlung von CMD-Patienten

Demonstrations- und Arbeitskurs
Prof. Dr. Peter Ottl  
9 – 18 Uhr
Klinik und Polikliniken für ZMK 
„Hans Moral“ 
Strempelstraße 13
18057 Rostock
Seminar Nr. 7
Seminargebühr: 250 €

Das Referat Fortbildung ist unter 
Telefon: 0385-5 91 08-13 und Fax: 
0385-5 91 08-23 zu erreichen. 

Bitte beachten Sie: Weitere Seminare, 
die planmäßig stattfinden, jedoch 
bereits ausgebucht sind, werden an 
dieser Stelle nicht mehr aufgeführt 
(siehe dazu im Internet unter www.
zaekmv.de - Stichwort Fortbildung).

Fortbildung im Januar und Februar 2011
8 Punkte

9 Punkte

9 Punkte

Bereits jetzt ist ein Fachkräfteman-
gel in Mecklenburg-Vorpommern zu 
erkennen. Daher ist der Nachwuchs 
für das Berufsbild der Zahnmedizi-
nischen Fachangestellten wichtiger 
denn je. Schon in der Ausbildung sind 
die Auszubildenden produktiv und 
tragen zum reibungslosen Ablauf in 
den Zahnarztpraxen bei. Diese Inves-
tition zahlt sich besonders aus, wenn 
die Auszubildende anschließend auch 
übernommen wird. Unabhängig da-
von, ob eine Übernahme später er-
folgen kann, appelliert das Referat 
ZAH/ZFA der Zahnärztekammer an 
die Verantwortung des Berufsstandes, 
Jugendlichen eine betriebliche Aus-
bildung und einen Einstieg in das 
Berufsleben zu ermöglichen. Es ist 
bekannt, dass viele Ausbildungsplät-
ze unbesetzt bleiben, weil die Quali-
tät der Bewerberinnen und Bewerber 
nicht ausreicht. Zahnärzte kritisieren 
diese mangelnde Ausbildungsreife 
zu Recht. Aber auch diesen jungen 
Menschen sollte man eine Chance ge-

ben, einen Beruf zu erlernen. Sandra 
Bartke aus dem Referat ZAH/ZFA 
ist zuständig für das Projekt „Pass-
genaue Vermittlung Auszubildender 
an ausbildungswillige Unternehmen“. 
Diese Maßnahme wird aus dem Euro-
päischen Sozialfonds (ESF) der Eu-
ropäischen Union kofinanziert sowie 
vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie gefördert.

Sandra Bartke hat ein Praktikums-
netzwerk zwischen den niedergelas-
senen Zahnärzten und den Schulen 
des Landes aufgebaut. Schülern wird 
damit die Möglichkeit gegeben, wäh-
rend ihres Praktikums das Berufsbild 
der/des Zahnmedizinischen Fachan-
gestellten (ZFA) besser kennen zu ler-
nen. Ziele des Netzwerkes sind auch 
die Minimierung der Ausbildungsab-
brecherquote und eine optimale Be-
setzung der Ausbildungsplätze. Zahn-
arztpraxen, die einen Praktikumsplatz 
anbieten möchten, können dies dem 
Referat ZAH/ZFA mitteilen. 

Auch auf vielen Ausbildungs-
messen und in allgemeinbildenden 
Schulen wurde durch Frau Bartke 
wieder die Werbetrommel zum Be-
rufsbild der/des ZFA gerührt. Im 
Referat ZAH/ZFA liegen bereits von 
sieben interessierten Schülerinnen 
für das kommende Ausbildungsjahr 
Bewerbungen vor. 

Alle Zahnärzte werden aufgeru-
fen, auch im nächsten Jahr wieder 
möglichst viele Ausbildungsplätze 
in unserem Bundesland anzubieten. 
Sollten auch Sie zu den Praxen zäh-
len, die im kommenden Jahr einen 
Ausbildungsplatz zur Verfügung 
stellen, dann wenden Sie sich bitte 
an Sandra Bartke unter der Rufnum-
mer 0385 59108-12 oder per Mail 
s.bartke@zaekmv.de. Dadurch kann 
bereits jetzt eine zügige Vermittlung 
von interessierten Schülern vorge-
nommen werden. 

Sandra Bartke
Referat ZAH/ZFA

Gute Ausbildung ist wichtiger denn je 
Fachkräftemangel in Mecklenburg-Vorpommern bereits jetzt zu erkennen

http://www.zaekmv.de
http://www.zaekmv.de
mailto:bartke@zaekmv.de
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Ich melde mich an zum Seminar:

q Einrichtung einer Praxishomepage am 2. Februar 2011, 16 bis 19 Uhr, 
 Schwerin
q PowerPoint 2007 am 9. Februar 2011, 16 bis 19 Uhr, Schwerin
q Tabellenkalkulation mit Excel 2007 am 2. März 2011, 16 bis 19 Uhr, 
 Schwerin
q BEMA-Seminar für Azubis und Neueinsteiger am 26. März 2011, 10 bis 
 17 Uhr, Schwerin

Datum/Seminar Name, Vorname Abr.-Nr. ZA/Zahnarzthelferin/Vorb.-Assistet

#

Fortbildungsangebote der KZV
PC-Schulungen
Referent: Andreas Holz, KZV M-V
Wo: KZV M-V, Wismarsche Straße 
304, 19055 Schwerin
Punkte: 3
Jeder Teilnehmer arbeitet an einem 
PC.
Gebühr: 60 € für Zahnärzte, 30 € für 
Vorbereitungsassistenten und Zahn-
arzthelferinnen

Einrichtung einer Praxishomepage
Inhalt: Pflichtinhalte lt. Telemedien-
gesetz; Freie Inhalte (Interessantes 
für Patienten); Praxisphilosophie; 
Gestaltung (Corporate Design); Freie 
Programme zur Erstellung der eige-
nen Homepage; Einfache Homepage 
selbst gestalten.
Wann: 2. Februar 2011, 16-19 Uhr, 
Schwerin

PowerPoint 2007
Inhalt: Die erste Präsentation mit 
verschiedenen Assistenten und Vor-
lagen; Arbeiten mit PowerPoint unter 
verschiedenen Ansichten; freies Er-
stellen einer Präsentation; Verwen-
dung des Folienmasters; Einfügen 
verschiedener Elemente; Aktionsein-
stellungen.
Wann: 9. Februar 2011, 16-19 Uhr, 
Schwerin

Tabellenkalkulation mit Excel 2007
Inhalt: Daten eingeben und bearbei-
ten; Formeln und Funktionen ein-
fügen; Rechenoperationen in Excel, 
Auswerten der Daten mit Diagram-
men
Wann: 2. März 2011, 16-19 Uhr, 
Schwerin

BEMA-Seminar für Auszubildende 
im 3. Lehrjahr und Neueinsteiger
Referenten: Andrea Mauritz, Abtei-
lungsleiterin Kons./Chir. KZV M-V; 
Elke Köhn, stellvertr. Abteilungslei-
terin Kons./Chir. KZV M-V; Heidrun 
Göcks, Abteilungsleiterin Prothetik 
KZV M-V

Inhalt: Vertragszahnärztliche Ab-
rechnung von KCH-, KFO- und 
ZE-Leistungen
gesetzliche Grundlagen der vertrags-
zahnärztlichen Behandlung; endo-
dontische Behandlungsmaßnahmen;  
Früherkennungsuntersuchungen und 
Individualprophylaxe; Praxisgebühr; 
zwischenstaatliches Krankenversi-
cherungsrecht; vertragszahnärztliche 
Kfo-Behandlung; ZE-Festzuschüsse

Wann: 26. März 2011, 10-17 Uhr, 
Schwerin
Punkte: 6
Gebühr: 75,00 € für Auszubildende, 
Zahnarzthelferinnen, Vorbereitungs-
assistenten

KZV M-V, Wismarsche Str. 304, 
19055 Schwerin
Ansprechpartnerin: Antje Peters
E-Mail: mitgliederwesen@kzvmv.de
Telefon: 0385-54 92 131; Fax-Nr.: 
0385-54 92 498

 Unterschrift, Datum   Stempel

anzeige
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Am 29. Januar 2011 findet in Görlitz, 
der Wirkungsstätte von SR Dr. Georg 
Klammt, ein wissenschaftliches Sym-
posium statt, das die Verdienste eines 
bedeutenden deutschen Kieferortho-
päden würdigt und gleichzeitig eine 
Analyse zum Stellenwert der Funkti-
onskieferorthopädie in der modernen 
Fachpraxis thematisiert. 

Wer war Georg Klammt?
Georg Klammt wurde 1907 in Bad 
Flinsberg (Niederschlesien) geboren. 
Die Familie siedelte 1914 nach Görlitz 
über, wo sein Vater als Dentist eine Pra-
xis übernahm. Entsprechend dem Beruf 
seines Vaters entschloss sich auch Ge-
org Klammt zum Studium der Zahn-
heilkunde. Nach dem Studium kehrte 
er nach Görlitz zurück und übernahm 
die väterliche Praxis in eigener Nieder-
lassung. 
In seiner Praxis in Görlitz widmete er 
sich vor allem der rationellen und effi-
zienten kieferorthopädischen Behand-
lung seiner jungen Patienten. Unter 
seinen geschickten Händen entstand 
ein patientenfreundliches kieferortho-
pädisches Gerät, welches durch den 
Alltag des Praktikers eine Optimierung 
erfuhr. Er setzte das Gerät, welches er 
später als Elastisch Offener Aktivator 
(EOA) bezeichnete, sehr universell in 
seiner Praxis ein. 
Im Jahre 1960 beschrieb Dr. Georg 
Klammt erstmals das von ihm entwi-
ckelte Gerät in der Fachliteratur. In 
einem dynamischen Prozess der Wei-
terentwicklung des von Andresen und 
Häupl entwickelten klassischen Akti-
vators entstanden in den 1950er-Jahren 
eine Reihe skelettierter funktionskie-
ferorthopädischer Geräte. Klammt be-
teiligte sich aktiv an dieser Entwick-
lung und publizierte 1955 den Offenen 

Aktivator, einen klassischen Aktivator 
mit Dehnschraube, bei dem auf ante-
riore Kunststoffanteile bereits verzich-
tet wurde. Besonders der Einfluss der 
Ideen und Modifi-kationen von Balters 
(Bionator) und Bimler (Gebissformer) 
beeinflussten Klammts Entwicklung 
stark. 

In der täglichen praktischen An-
wendung veränderte Klammt als ge-
schickter und einfühlsamer Praktiker 
die Konfiguration des Gerätes schritt-
weise. Durch die Eleminierung wei-
terer Kunststoffanteile und die Ver-
wendung der Coffinfeder wurde der 
Funktionsraum der Zunge vergrößert, 

wodurch das Sprechen für die Patienten 
einfacher und somit die Tragedauer des 
Gerätes deutlich erhöht werden konnte. 

Die Bedeutung der Zunge als „akti-
ver Faktor“ für die biologisch-forma-
tive Wirkung des EOA hebt Klammt 
in seiner Monografie 1984 mehrfach 
hervor. Sein Ziel war es „...nicht nur 
Formabweichungen von der Norm zu 
beseitigen, sondern Wachstums- und 
Entwicklungsprozesse biologisch zu 
steuern“.

Ausgehend von einem regionalen 
Arbeitskreis in Ostsachsen fanden sei-
ne Ideen unter den Kollegen eine rege 
Verbreitung und hohe Akzeptanz. Be-
dingt durch die deutsche Teilung war es 
Klammt vor allem in den 1960er-Jah-
ren nicht möglich, seine Entwicklung 
im nationalen Maßstab zu publizieren, 
jedoch war der EOA neben dem Funk-
tionsregler das am häufigsten ange-
wendete funktionskieferorthopädische 
Gerät auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR. Neben seiner praktischen Tätig-
keit als niedergelassener Kieferortho-
päde veröffentlichte er später mehrere 
Artikel in Fachzeitschriften. 

Erst im Rentenalter war es ihm mög-
lich, Kurse und Vorträge auch im west-
lichen Ausland zu halten. Besonders 
in Südamerika fand die Klammt’sche 
Entwicklung begeisterte Anhänger. 
Vor allem wegen der einfachen tech-
nischen Herstellung und universellen 
Anwendbarkeit ist er ein rationelles 
Behandlungsmittel für viele Indikati-
onsbereiche. Bis in die Gegenwart hat 
sich der EOA einen hohen Stellenwert 
als probates Therapiegerät in der Kie-
ferorthopädie bewahrt. 

Eine Reihe wissenschaftlicher Un-
tersuchungen im nationalen und inter-
nationalen Schrifttum waren der Wir-
kungsweise und den skelettalen bzw. 
dento-alveolären Veränderungen bei 
Behandlungen mit dem EOA gewid-
met. Auch die aktuelle Rückbesinnung 
auf Frühbehandlungen ist ganz im 
Sinne des Therapieansatzes des Prota-
gonisten. 

Mit dem EOA steht ein bewährtes 
funktionskieferorthopädisches Behand-
lungsgerät zur Verfügung, welches auch 
unter den Bedingungen einer modernen 
Multibracket-Praxis seinen festen Platz 
im breiten therapeutischen Spektrum 
der Kieferorthopädie behauptet.

Wir würden uns freuen, Sie in Görlitz 
begrüßen zu können – zu einem interes-
santen Fortbildungstag mit namhaften 
Referenten. Informationen über Mail: 
info@i-vent-online.de .

Prof. Dr. med. habil. 
Karl-Heinz Dannhauer 

Dr. med. Andreas Kumpf

Funktionskieferorthopädie –  
eine Standortbestimmung
50 Jahre Elastisch Offener Aktivator nach Klammt

Das Bild zeigt SR Dr. Georg Klammt im 
Alter von 95 Jahren. Er starb 2003 in 
Görlitz. Dr. Georg Klammt ist der Vater 
des bei uns gut bekannten Professor Dr. 
Dr. Johannes Klammt aus Schwerin.

Elastisch Offener Aktivator nach Klammt mit Lingualschild (links) und mit 
Zungengitter (rechts) bei der Behandlung eines offenen Bisses.

mailto:info@i-vent-online.de
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Unter dem Motto „Augmentations-
techniken in der Implantologie – Pro 
und Kontra“ präsentierten hochkarätige 
Referenten aus Hochschule und Praxis 
während des 2. Hiddensee-Workshops 
des Landesverbandes der Deutschen 
Gesellschaft für Implantologie (DGI) 
auf der gleichnamigen Insel ihre neues-
ten Erkenntnisse rund um den Bereich 
von Knochenersatzmaterialien und 
Knochenaufbautechniken. Umrahmt 
von der wissenschaftlichen Veranstal-
tung fand die Mitgliederversammlung 
des Landesverbandes M-V der DGI mit 
der Wahl des neuen Präsidiums statt.

Das Tagungsprogramm begann mit 
einem Vortrag von Dr. Torsten Mundt 
(Greifswald) über Probleme der prothe-
tischen Versorgung im augmentierten 
Bereich. Es wurden Empfehlungen ge-
geben und auf die große Bedeutung der 
Perimplantitisprophylaxe hingewiesen. 

Am Samstag, dem Haupttag des 
Symposiums, kam es durch die exzel-
lenten Vorträge der Referenten PD Dr. 
Dr. Michael Stiller (Berlin), Dr. Dr. 
Michael Krause (Berlin), Prof. Dr. Dr. 
Kai-Uwe Henkel (Hamburg) und Dr. 
Kai-Hendrik Bormann (Hannover) 
zu einer Diskussion über das Pro und 
Kontra von Augmentationstechniken 
und Augmentationsmaterialien.

Den Zuhörern wurden praxisrele-
vante Ergebnisse und Möglichkeiten 

aufgezeigt, wie Patienten mit alloplas-
tischen Materialien, aber auch mit voll-
ständigem Verzicht auf dieselben nur 
mit autologen Knochentransplantaten 
rehabilitiert werden können.

Ein besonderer Höhepunkt des Tages 
war der Besuch der Sommerresidenz 
des Literaturnobelpreisträgers Gerhart 
Hauptmann. Herzlich wurden wir vom 
Vorsitzenden der Gerhart-Hauptmann-
Stiftung, Prof. Dr. Dr. Hans-Robert 
Metelmann, empfangen. Er würdigte 
das Schaffen des Dichters und Literaten 
und richtete ein Grußwort an die Ta-
gungsteilnehmer. Es schloss sich eine 
beeindruckende Führung, umrahmt 
von Gedichten und Aussagen Gerhart 
Hauptmanns, an.

Am Sonntag berichteten Dr. Uwe 
Herzog (Rostock) und Dr. Jens Stoltz 
(Neubrandenburg) über ihre Erfah-
rungen und eigenen Erfolgsaussichten 
bei der Knochenblockaugmentation und 
der Sinusbodenelevation. Bei einem 
sehr regen Gedankenaustausch wurden 
Empfehlungen  für den Praxisalltag he-
rausgearbeitet. Auch der Bericht von Dr. 
Karl-Heinz Lucas (Kloster/Hiddensee) 
über die Arbeitsweise, Möglichkeiten 
und Grenzen eines Inselzahnarztes tra-
fen auf großes Interesse.

Ein besonderer Dank gehört Prof. Dr. 
Wolfgang Sümnig (Greifswald). Von 
der Begrüßung über die Moderation bis 

zur Leitung der Mitgliederversamm-
lung gelang es ihm in seiner über die 
Grenzen der Universität Greifswald be-
kannten, korrekten und humoristischen 
Art den 2. Hiddensee-Workshop zu lei-
ten.

Auf der Mitgliederversammlung des 
Landesverbandes M-V der DGI am 17. 
September wurden der Rechenschafts-
bericht von Prof. Dr. Sümnig und der 
Kassenbericht von Dr. Jens Stoltz ge-
halten und von den Mitgliedern verab-
schiedet. Bei der Wahl des Präsidiums 
wurden die Kandidaten Dr. Uwe Her-
zog, Prof. Dr. Sümnig, Dr. Mundt und 
Dr. Stoltz einstimmig gewählt. Dr. Her-
zog wurde nach dem Verzicht von Prof. 
Dr. Sümnig als neuer Vorsitzender des 
Landesverbandes M-V der DGI bestä-
tigt.

Der 2. Hiddensee-Workshop setzte 
durch die Qualität der Beiträge und 
durch ein ausgewogenes Verhältnis von 
Praxisrelevanz und wissenschaftlicher 
Fundierung nachhaltige Maßstäbe. Die 
sehr familiäre Atmosphäre führte zu 
einem sehr intensiven und ehrlichen 
Austausch zwischen den Kollegen. 
Dem neuen Vorstand wird zur Wahl 
gratuliert. 

Ein drittes implantologisches Treffen 
der DGI-Mitglieder M-V auf der Insel 
Hiddensee wird sicherlich folgen. 

Dr. Jens Stoltz, Neubrandenburg

Klein, fein, ehrlich und praxisrelevant 
Zweiter Hiddensee-Workshop Implantologie vom 17. bis 19. September

Das neue Präsidium des Landesverbandes M-V der DGI: v.l. Dr. Jens Stoltz, Prof. Dr. Wolfgang Sümnig, Dr. Uwe Herzog 
und Dr. Torsten Mundt
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abrEchnungshinwEisE

Es gibt unterschiedliche Abrech-
nungsmöglichkeiten, die von den La-
borleistungen und der Abdrucknahme 
abhängig gemacht werden. 

direktes Verfahren
Festzuschuss: 6.0
Maßnahmen ohne Abformung und 
ohne zahntechnische Leistung
BEMA Nr.: 100a
Wiederherstellung ohne Abformung
Materialkosten Kunststoff

Der Festzuschuss 6.0 wird aus-
gelöst, wenn ein Sekundärteleskop 
direkt am Patienten mit Kunststoff-
material ohne zusätzliche zahntech-
nische Leistungen aufgefüllt wird. 
Als Zahnarzthonorar ist die Geb.-Nr. 
100a abrechenbar und auf dem Eigen-
beleg die angefallenen Materialkosten 
für den Kunststoff.

indirektes Verfahren
Festzuschuss: 6.4
Maßnahmen mit Befundveränderung 
im Kunststoffbereich
BEMA Nr.: 100b
Wiederherstellung mit Abformung

Der Festzuschuss 6.4 wird ausge-
löst, wenn ein Sekundärteleskop im 
indirekten Verfahren aufgefüllt und 
dafür ein Abdruck genommen wird. 
Dies kann auch im Zusammenhang 
mit einer Unterfütterung sein, sodass 
nur ein Abdruck für beide Wiederher-
stellungsmaßnahmen nötig ist.

Zur Berechnung des Zahnarztho-
norars sind bei Kombination mit 
einer Unterfütterung die BEMA 
Bestimmungen zur Geb.-Nr. 100 
zu beachten. 

„Leistungen nach Nrn. 100a und b 
können mehrfach oder nebeneinan-
der nur abgerechnet werden, wenn 
die Wiederherstellung der Funktion 
oder die Erweiterung von abnehm-
baren Prothesen nicht in einer Sit-

zung durchführbar ist. Das gleiche 
gilt, wenn Leistungen nach Nr. 100a 
oder b neben Leistungen nach Nrn. 
100c bis f erbracht werden.“

Auf der Laborrechnung müssen die 
entsprechenden BEL Positionen 801 0 
und 802 4 sowie auf dem Eigenbeleg 
das Abformmaterial nachgewiesen 
werden.

Werden mehrere Sekundärkronen 
gleichzeitig im indirekten Verfahren 
aufgefüllt, kann für jede weitere Se-
kundärkrone der Festzuschuss 6.4.1 
angesetzt werden.

Wird aber das Auffüllen von Te-
leskopen ohne Abformung im zahn-
technischen Labor durchgeführt ist 
auch hier nur der Festzuschuss 6.0 
abrechenbar, da Ihr Zahntechniker die 
BEL II Position 802 4 (Leistungsein-
heit – Basisteil Kunststoff) nur dann 
für das Auffüllen einer Sekundärkro-
ne berechnen darf, wenn eine Abfor-
mung voraus gegangen ist. Aufgrund 
dessen kann diese Wiederherstellung 
ohne Abformung nur als eine im di-
rekten Verfahren „ohne zahntech-
nische Leistung“ eingestuft werden.

Erneuerung einer Kunststoffver-
blendung an einer nach Zahnex-
traktion aufgefüllten Teleskopkrone 

Die Festzuschussrichtlinien bein-
halten für diesen Wiederherstellungs-
fall keine eindeutige Zuordnung. Da 
die Teleskopkrone nicht mehr die 
ursprüngliche Funktion besitzt, ist 
zu empfehlen, für diese Wiederher-
stellung Befund-Nr. 6.3 anzusetzen. 
Damit erhält dieser Fall einen Fest-
zuschuss, der auch bei der vergleich-
baren Wiederherstellung einer Ver-
blendung einer Rückenschutzplatte 
ansetzbar ist.

Soweit keine Abformung erforder-
lich ist, ist auch Befund-Nr. 6.3 an-
setzbar, allerdings nicht BEMA-Nr. 
100b, sondern BEMA-Nr. 100a. 

Zahnersatz-Festzuschüsse – Wiederherstellungen 
Auffüllen von Sekundärteleskopkronen nach Zahnextraktion

Bitte beachten Sie bei Kombinati-
on Auffüllen von Sekundärteleskopen 
mit einer Unterfütterung und Verblen-
dung des nicht mehr funktionstüch-
tigen Teleskops die BEMA-Bestim-
mungen zur Geb.-Nr. 100.

Wird allerdings bei einer Prothese 
das Sekundärteleskop aufgefüllt und 
die Verblendung erneuert, ist hier 
nicht der Festzuschuss 6.3 sondern 
6.5 ansetzbar. Voraussetzung ist je-
doch die Abformung.

Die Festzuschüsse 6.0 bis 6.5 sind 
miteinander nicht kombinierbar.

Hinweis:
Die Befundklassen 6.0 bis 6.9 müs-

sen von den Krankenkassen nicht be-
willigt werden, es sei denn, Ihr Pati-
ent ist von Zuzahlungen befreit.

Bitte tragen Sie im Feld Bemerkung 
immer die Art der Wiederherstellung 
ein und die Bonushöhe im Feld IV. 
Zuschussfestsetzung.

Bei Wiederherstellungen im Ge-
währleistungszeitraum, die der Zahn-
arzt nicht zu vertreten hat, sollte 
immer die Kostenzusage der Kran-
kenkasse eingeholt werden.

Ein Verschulden des Zahnarztes 
liegt z. B. dann nicht vor, wenn eine 
Prothese gebrochen ist, weil diese ins 
Waschbecken fiel, und/oder wenn die 
anatomischen Kieferverhältnisse sich 
durch Gewichtsverlust so verändert 
haben, dass die Prothese unterfüttert 
werden muss. In solchen Fällen ist die 
Wiederherstellung zu Lasten der ge-
setzlichen Krankenkasse abrechenbar.

Achten Sie insbesondere bei 
Wiederherstellungen innerhalb der 
Gewährleistungsfrist auf eine ord-
nungsgemäße Dokumentation und 
vermerken Sie den Grund der Wie-
derherstellung im Feld Bemerkung 
auf dem Heil- und Kostenplan.

Beginnen Sie erst mit der Wieder-
herstellung, wenn die Kostenzusage 
vorliegt. Heidrun Göcks

Sprechzeiten
VorStand der KzV MecKlenburg-VorpoMMern
dipl.-betrw. wolfgang abeln  Telefon: 0385 – 54 92 - 121, Telefax: 0385 - 54 92 - 499
Vorsitzender des Vorstands    E-Mail: w.abeln@kzvmv.de

dr. Manfred Krohn   Telefon: 0385 – 54 92 - 122, Telefax: 0385 - 54 92 - 499
stellv. Vorsitzender des Vorstands   E-Mail: dr.m.krohn@kzvmv.de

Telefonische Anfragen mittwochs in der Zeit von 14-16 Uhr. Für persönliche Gesprächstermine 
bitten wir um telefonische Voranmeldung. Anfragen per Fax oder E-Mail sind jederzeit möglich.

mailto:abeln@kzvmv.de
mailto:krohn@kzvmv.de
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In Haiti ist die Lage der durch das Erd-
beben obdachlos gewordenen Men-
schen weiterhin schockierend. Die 
Bundeszahnärztekammer (BZÄK) 
unterstützt deshalb den Spendenauf-
ruf der Stiftung Hilfswerk Deutscher 
Zahnärzte für Lepra- und Notgebiete 
(HDZ), hier weitere Hilfe zu leisten.
Die Zahl der Cholera-Toten ist in den 
vergangenen Tagen rasch gestiegen. 
Seit Ausbruch der Krankheit Mitte 
Oktober seien mehr als 20 000 Pati-
enten in Krankenhäusern behandelt 
worden. Hauptursachen solcher Epi-
demien sind die katastrophalen hygie-
nischen Bedingungen und der Mangel 
an sauberem Trinkwasser. 
Nach dem verheerenden Erdbeben 
im Januar 2010 leiden die Hauptstadt 
Port-au-Prince (PaP) und die um-
liegenden betroffenen Gebiete noch 
immer unter chaotischen Lebensbe-
dingungen. Für Hilfsmaßnahmen vor 
Ort werden dringend weitere Spen-
dengelder benötigt. 
HDZ und BZÄK bitten deshalb 
erneut um Ihre Unterstützung:

 
Spendenkonto Nr.: 000 4444 000, 
BLZ: 250 906 08, Deutsche Apo-
theker und Ärztebank, Hannover, 
Stichwort: Haiti
Zur Steuerbegünstigung bis 200 
Euro kann als vereinfachter Zuwen-
dungsnachweis nach § 50 Abs. 2 
EStDV der Kontoauszug vorgelegt 
werden.
Die Bundeszahnärztekammer ist 
Schirmherrin der Stiftung Hilfswerk 
Deutscher Zahnärzte, der größten 
zahnärztlichen Hilfsorganisation. 
Das weltweit agierende Hilfswerk 
engagiert sich seit über 23 Jahren 
und erhält regelmäßig das begehrte 
Spendensiegel vom Deutschen Zen-
tralinstitut für soziale Fragen (DZI).

Kontakt Stiftung Hilfswerk Deut-
scher Zahnärzte: Dr. Klaus Winter, 
Vorsteher der Stiftung HDZ, Am 
Paradies 87, 37431 Bad Lauterberg,
Telefon: 0 55 24-931163 /-3379  
Fax: 05524-931164 /-931231
www.hilfswerk-z.de

Spendenaufruf

BZÄK und HDZ bitten um 
weitere Hilfe für Haiti

Auf ihrer Konferenz vom 20. bis 
22. Oktober befassten sich die Mi-
nisterpräsidenten der Länder auch 
mit dem Entwurf des 15. Rundfunk-
änderungsstaatsvertrages. Der Bun-
desverband der Freien Berufe (BFB) 
hatte zusammen mit zahlreichen an-
deren Wirtschaftsverbänden immer 
wieder gegen die ursprüngliche Fas-
sung des Staatsvertrages protestiert. 
Nun wurden knapp zwei Monate 
vor der anvisierten Verabschiedung 
die ursprünglichen Pläne wenigstens 
entschärft, wenn auch die nun gefun-
denen Neuregelungen Unternehmer 
und Selbstständige immer noch be-
lasten. So ist an dem Betriebsstätten-
ansatz festgehalten worden, obschon 
die Wirtschaft, wenn überhaupt, ma-
ximal einen unternehmensbezogenen 
Ansatz unterstützt hätte. Jedoch wer-
den kleine Unternehmen nur noch in 
zwei statt wie vorab beabsichtigt in 
vier Kategorien eingeteilt. Hieß es 

vorher, dass Betriebsstätten mit bis 
zu vier Beschäftigten ein Drittel des 
Rundfunkbeitrages monatlich zahlen 
müssten, sind es jetzt Betriebsstätten 
mit bis zu acht Mitarbeitern. Betriebs-
stätten mit neun bis 19 Beschäftigten 
müssen jetzt einen Rundfunkbeitrag 
zahlen. Vorher sollten bereits Be-
triebsstätten mit fünf bis 14 Beschäf-
tigten zur Zahlung eines Beitrages 
herangezogen werden.

Auch wurde eine Entlastung hin-
sichtlich der nicht privaten Kraftfahr-
zeuge in den Vertrag eingefügt. Zwar 
ist für diese gem. § 5 Abs. 2 Satz 2 des 
Vertrages pro Fahrzeug immer noch 
ein Drittel des Rundfunkbeitrages 
zu entrichten. Jedoch heißt es nun in 
einem neu eingefügten Unterabsatz, 
dass künftig ein Personenkraftwagen 
pro Betriebsstätte beitragsfrei sein 
soll.

BFB

Pläne Rundfunkfinanzierung
Teilerfolg für Bundesverband der Freien Berufe

http://www.hilfswerk-z.de
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Wir gratulieren zum Geburtstag 
Im Dezember und Januar vollenden

das 80. Lebensjahr
Dr. Horst Hentze (Zingst)
am 3. Januar,
Dr. Wolfgang Nauschütz (Mierow)
am 10. Januar,

das 75. Lebensjahr
Dr. Erika Hildebrandt (Rostock)
am 30. Dezember,
Dr. Joachim Wroblewski (Wismar)
am 21. Januar,
Dr. Irmgard von Majewski 
(Rostock)
am 26. Januar,

das 70. Lebensjahr
Dr. Regina Ludwig (Negast)
am 26. Dezember, 
Dr. Renate-Maria Teseler (Rostock)
am 13. Januar,
Zahnärztin Suse Mann (Kramerhof)
am 14. Januar,
Zahnärztin Ingrid Peters 
(Neubrandenburg)

am 20. Januar,
Dr. Günter Kerschke 
(Neubrandenburg)
am 24. Januar,

das 65. Lebensjahr
Dr. Christel Poltrock (Binz)
am 20. Dezember, 

das 60. Lebensjahr
Dr. Birgit Stridde (Wismar)
am 4. Januar, 
Zahnärztin Natalja Schletter 
(Neustadt-Glewe)
am 14. Januar, 
Dr. Stephan Staegemann (Lubmin)
am 14. Januar,
Dr. Jan Wüsthoff (Rostock)
am 16. Januar,
Zahnärztin Ellen Strauhs 
(Neu Kaliß)
am 19. Januar, 
Dr. Ingrid Weinhold (Bergen)
am 19. Januar,

Priv.-Doz. Dr. Uwe Herrberger 
(Schwerin)
am 19. Januar, 
Zahnärztin Irmgard Lüdke 
(Neubrandenburg)
am 20. Januar,  

das 50. Lebensjahr
Zahnärztin Simone Hagin (Plau )
am 19. Dezember und
Zahnarzt Lars Boger (Neubukow)
am 2. Januar
Zahnärztin Kerstin Hoffmann 
(Schwerin)
am 14. Januar, 
Zahnärztin Heidrun Preuschmann 
(Woldegk)
am 20. Januar und
Dr. Jörg-Uwe Neumann (Rostock)
am 24. Januar

Wir gratulieren herzlich und 
wünschen Gesundheit und 

Schaffenskraft.

anzeigen






